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Schwerpunkt

Militär und Politik
Militärisches Imperium
Nach dem Arabischen Frühling gewann das Mili- 
tär in Ägypten nie dagewesenen Einfluss. Wie es  
Politik und Wirtschaft kontrolliert, erklärt die 
Journalistin Ingy Salama.� Seite 20

Demokratie und autoritäre Herrschaft
Die ECOWAS in Westafrika ist bemüht, demo- 
kratische Prinzipien durchzusetzen und Bürger-
kriege zu begrenzen, erklärt der Wissenschaftler 
Vladimir Antwi-Danso. In Eritrea hingegen er- 
richteten die ehemaligen Befreiungskämpfer eine 
autoritäre Herrschaft, bescheibt ein Flüchtling 
unter Pseudonym.� Seiten 22, 24 

Eigene Logik
Der Kongo ist seit Jahrzehnten durch Militär- und 
Rebellengewalt geprägt. Was zur Entschärfung der 
Situation vonnöten wäre, erläutert der Kongo-
Experte Christoph Vogel. Im Kongo ist auch das 
Problem der Kindersoldaten sehr brisant, sagt 
Dirk Bathe von World Vision.� Seiten 26, 29

Innenpolitische Macht
Warum das Militär innenpolitisch so starken Ein-
fluss hat, erklären Christian Wagner von der Stif-
tung Wissenschaft und Politik für Pakistan, die 
Journalistin Edith Koesoemawiria für Indonesien 
sowie die Wissenschaftler Siwach Sripokangkul 
und John Draper für Thailand.� Seiten 30, 31, 33 

Küstenwache oder Paramilitär?
Frontex, die Agentur zum Schutz der EU-Außen-
grenzen, ist höchst umstritten. Kritiker werfen ihr 
vor, der „paramilitärische Arm Europas“ gegen 
Migranten aus Afrika zu sein. Warum dies nur 
bedingt zutrifft, erklärt der Jurist Oliver Harry 
Gerson.� Seite 34

Militärische Friedenssicherung
Sicherheit und Entwicklung hängen voneinander 
ab. Deshalb sollten Bundeswehr und zivile 
entwicklungspolitische Akteure bei der Bewälti-
gung internationaler Krisen zusammenarbeiten, 
findet Tinko Weibezahl von der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung. Wie die neue G5-Sahel-Truppe 
neben der UN-Mission Minusma in Mali für 
Stabilität sorgen will, erläutert Julia Maria 
Egleder, Redakteurin des Magazins für Sicherheit-
spolitik Loyal.� Seiten 37, 39
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Fehlende Transparenz
Honduras steckt seit den Präsidentschaftswahlen 
im November in einer tiefen Krise. Der amtier-
ende Staatschef Juan Orlando Hernández wurde 
trotz Unregelmäßigkeiten und obwohl eine wei-
tere Amtszeit verfassungswidrig wäre, zum Sieger 
erklärt. Doch die Menschen würden weiter für 
Gerechtigkeit und Demokratie kämpfen, urteilt 
die Menschenrechtsaktivistin Rita Trautmann. 
� Seite 9

Debatte

Tribüne

Venezuela am Abgrund
Im vergangenen Jahr hat sich die Krise in Vene
zuela in allen Bereichen verschärft. Hyperinfla-
tion, eine immer diktatorischere Regierung und 
eine humanitäre Notlage bestimmte das Leben 
der Menschen, beschreibt die Wissenschaftlerin 
Francine Jácome. � Seite 13

Keine Straffreiheit für Verbrecher
Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) ermit-
telt wegen Gewalt im Zuge der Wahlen in Burundi. 
Da nutzte der Regierung auch nicht, dass sie die 
Mitgliedschaft kündigte, als den Mitgliedern klar 
wurde, dass sie strafrechtlich verfolgt werden 
könnten, erklärt die Juristin und Forscherin 
Darleen Seda. � Seite 15

Gewalt kann der Schlüssel zu vielem sein – Macht, Geld oder Einfluss. Manche 
wollen ihre Ansichten möglichst mit Gewalt durchsetzen. Streitkräfte sind per 
definitionem in der Lage, Gewalt auszuüben. Prinzipiell ist das Militär einer 
Nation dazu da, sie vor Feinden zu beschützen. Seit dem Zweiten Weltkrieg 
hat die Menschheit jedoch viel mehr Militärputsche erlebt als grenzüber-
schreitende Kriege, vor allem in Afrika, Asien und Lateinamerika.

Militärdiktaturen unterdrücken und traumatisieren die Bürger langfris-
tig. Meist erfüllen sie nicht ihre Versprechen von Fortschritt und Reichtum. 
Schließlich begehren die Menschen gegen die Repression auf. Letztendlich 
kann politische Macht nicht ausschließlich mit Gewehren erzwungen werden.

Manchmal sind die Streitkräfte Katalysatoren des Wandels. In den bei-
den Perioden der Militärherrschaft in Ghana unter Jerry Rawlings gab es einen 
harten Kampf gegen Korruption, und Rawlings übergab später freiwillig die 
Macht an eine zivile Regierung. In Venezuela initiierte die Militärregierung 
unter Hugo Chávez soziale Reformen, die den Ärmsten zugutekamen. Aber 
seine Partei diversifizierte die ölbasierte Wirtschaft nicht, und sein Nachfolger 
agiert zunehmend despotisch (s. Artikel S. 13). Libyens erste Jahrzehnte unter 
Muammar Gaddafi waren geprägt von großen Infrastrukturprojekten und In-
vestitionen in Gesundheit und Bildung. Aber er ist auch ein gutes Beispiel für 
Militärherrscher, die sich an die Macht klammern und genauso korrupt und 
grausam werden wie die Präsidenten oder Könige, die sie entmachtet hatten.

Manchmal sind die Streitkräfte gezwungen, einzuschreiten, um einen 
Diktator loszuwerden, und man feiert sie als Retter. So in der jüngsten Zeit 
in Simbabwe, wo das Militär den langjährigen Autokraten Robert Mugabe 
stürzte. Das Problem ist jedoch, dass die Armee ihm jahrzehntelang geholfen 
hatte, an der Macht zu bleiben. Nun muss man sehen, ob – wie versprochen – 
freie und faire Wahlen abgehalten werden.

In den letzten Jahrzehnten haben Friedensmissionen in vielen Ländern 
wichtige Arbeit geleistet, etwa im Südsudan, in Mali oder der DR Kongo. Trup-
pen aus verschiedenen Ländern wurden als UN-Blauhelme stationiert. Diese 
Interventionen prägen die teilnehmenden Truppen, weil sie ein Verständnis 
für multilaterale Angelegenheiten und gute Regierungsführung entwickeln. 
In vielen Ländern jedoch neigen Soldaten dazu, sich wie Marodeure zu ver
halten und genau die Menschen anzugreifen, die sie beschützen sollten.

Deutschland hat schlechte Erfahrungen mit Militarismus und Dikta-
tur gesammelt. Als Westdeutschland eine neue Armee gründete, ein Jahr
zehnt nach dem Ende von Hitlers Diktatur, wurde ein neuer Begriff geprägt: 
Soldaten waren jetzt „Bürger in Uniform“. Der neue Ansatz bedeutete, dass 
Soldaten nicht nur individuelle Rechte hatten, sondern auch die Pflicht,  
Rechtsstaatsprinzipien einzuhalten. Deutsche Soldaten sollen nicht nur Be
fehle entgegennehmen: Sie müssen Befehlen widersprechen, wenn diese die 
Menschenrechte und Verfassungsgrundsätze verletzen. Die deutsche Idee der 
„Bürger in Uniform“ bedeutet auch, dass Truppen nicht nur den Gebrauch 
der Waffe lernen müssen. Ihre Verantwortung als Bürger ist genauso wichtig. 
Dieses Konzept verändert die Selbstwahrnehmung der Streitkräfte. Sie se-
hen sich nicht mehr als Agenten des Krieges, sondern als Hüter des Friedens. 
Wenn das klar ist, können Bürger die Soldaten als gleichwertig betrachten und 
müssen nicht ihre Waffen fürchten.

unser standpunkt

Durch Gewalt oder Konsens
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Monitor: Konferenzen und Studien

Vorsorge

Strategische Vorteile der 
Arbeitgeber

Nichtübertragbare Krankheiten töten jährlich 
40 Millionen Menschen, und zu 80 Prozent 
lebten die Opfer zuvor in Ländern mit nied-
rigen und mittleren Einkommen. Maßnahmen 
am Arbeitsplatz wirken vorbeugend, wie die 
NCD Alliance und die Novartis Stiftung in 
einer aktuellen Publikation ausführen.

Von Hans Dembowski

Rauchen, überzogener Alkoholkonsum, un-
gesunde Ernährung und Bewegungsman-
gel sind Faktoren, die das Risiko der wich-
tigsten nicht übertragbaren Krankheiten 
erhöhen. Zu diesen gehören Herz-Kreislauf- 
und Atemwegs-Erkrankungen ebenso wie 
Krebs, Diabetes und psychische Probleme. 
Das persönliche Verhalten wirkt sich auf die 
Gesundheit aus.

Ein aktueller Appell fordert Arbeitge-
ber in Entwicklungs- und Schwellenländern 
auf, ihre Mitarbeiter auf gesunde Lebens-
weisen hinzuweisen. Der Appell stammt 
von der NCD Alliance (Noncommunicable 
Diseases Alliance), einem Verband natio-
naler und internationaler zivilgesellschaft-
licher Organisationen, in Zusammenarbeit 

mit der Novartis Stiftung. Das Dokument 
weist darauf hin, dass die Eindämmung 
chronischer Erkrankungen die Produktivi-
tät steigert. Es sei schon hilfreich, der Beleg-
schaft Obst und Gemüse anzubieten oder in 
kurzen Arbeitspausen Gymnastikübungen 
durchzuführen.

Laut NCD Alliance laufen bei zwei 
Dritteln aller multinationalen Konzerne 
Gesundheitsprogramme. Zugleich werde 
mit solchen Mitteln nur für neun Prozent 
der Weltbevölkerung am Arbeitsplatz et-
was getan. In Schwellen- und Entwick-
lungsländern sei die Quote noch nied-
riger, und in Afrika betrage sie nur ein 
Prozent.

Aus Sicht der NCD Alliance muss mehr 
geschehen. Selbst für informelle Unterneh-
men gebe es sinnvolle Konzepte. Die Auto-

ren loben ein Programm der ILO (Interna-
tional Labour Organization) namens WISE 
(Work Improvement in Small Enterprises). 
WISE laufe in mehr als 20 Ländern mit 
einem partizipatorischen Ansatz, der sich 
an Klein- und Kleinstunternehmer richte. 
WISE beuge nichtspezifischen Krankheiten 
vor, sondern diene dazu, die Gesundheitssi-

tuation eines Unternehmens insgesamt zu 
verbessern.

Dem Appell zufolge kreisen die mei-
sten Gesundheitsprogramme in Firmen 
in Entwicklungs- und Schwellenländern 
um HIV/Aids und Tuberkulose. Allerdings 
würden Arbeitgeber zunehmend auf die 
Bedeutung von nichtübertragbaren Krank-
heiten aufmerksam. Zu den sieben aus Un-
ternehmersicht wichtigsten Gesundheits-
themen gehörten mittlerweile psychische 
Störungen, Diabetes, Krebs und Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen.

Wie es in dem Papier weiter heißt, sind 
ganzheitliche Konzepte wichtig. Familien 
und örtliche Gemeinschaften sollten ange-
sprochen werden, denn letztlich beträfen 
chronische Krankheiten die ganze Gesell-
schaft. Arbeitgeber hätten aber eine strate-
gisch besonders günstige Position, um für 
gesunde Lebensstile zu werben, weil Mitar-
beiter viel Zeit im Unternehmen verbräch-
ten und von der Firmenkultur beeinflusst 
würden. Das Engagement von staatlichen 
und nichtstaatlichen Institutionen findet 
die NCD Alliance ebenfalls wertvoll.

Die Autoren stellen klar, dass nicht-
übertragbare Krankheiten keine Wohl-
standsprobleme sind, sondern eine schnell 
wachsende Last darstellen. Heute hätten 
1,9 Milliarden Menschen weltweit Über-
gewicht – also doppelt so viele, wie an Un-
terernährung leiden. Den Daten zufolge 
haben bis zu 30 Prozent der Afrikaner Blut-
hochdruck mit der Folge einer größeren 
Wahrscheinlichkeit von Herzinfarkten und 
Schlaganfällen. Die NCD Allianz warnt, 
nichtübertragbare Krankheiten führten 
nach langen Leidenszeiten häufig vorzeitig 
zum Tod und verschärften Probleme von 
Armut und Ausgrenzung. Sie fordert, Ge-
berregierungen sollten diesem Thema mehr 
Aufmerksamkeit widmen.

Links

ILO: WISE (Work Improvement in Small 

Enterprises).

http://www.ilo.org/travail/whatwedo/projects/

WCMS_119287/lang--en/index.htm

NCD Alliance und Novartis Foundation: Tackling 

noncommunicable diseases in workplace 

settings in low- and middle-income countries.

https://ncdalliance.org/sites/default/

files/resource_files/Tackling%20

noncommunicable%20diseases%20in%20

workplace%20settings%20in%20LMICs_WEB.
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Übergewicht betrifft 

heute doppelt so 

viele Menschen wie 

Unterernährung: 

Markthändlerinnen in 

Nicaragua. 

http://www.dandc.eu/de/contributors/hans-dembowski
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Nichtstaatliche Opposition

Weltweite 
Gesundheitsprobleme

Zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen spielen eine wichtige 
Rolle dabei, dass Gesellschaf-
ten auf angemessene Weise mit 
nichtübertragbaren Krankheiten 
umgehen. Zu ihren Aufgaben 
gehören Bewusstseinsbildung, 
die Verbesserung des Zugangs 
zum Gesundheitswesen, poli-
tischer Druck sowie das Monito-
ring von staatlichen Akteuren 
und sonstigen Institutionen. In 
Entwicklungs- und Schwellen-
ländern ist die Bewegung noch 
jung, aber sie wächst. Einen 
Überblick verschafft der kürz-
lich veröffentlichte NCD Civil 
Society Atlas.

Arme Menschen leiden beson-
ders an nichtübertragbaren 
Krankheiten, denn sie sind oft 
schlecht informiert, bekommen 
ihre Diagnose nur spät und ha-
ben dann häufig keinen Zugang 
zu kompetenter Behandlung. 
Andererseits betreffen diese 
Krankheiten die Gesellschaft 
insgesamt. Alle Patienten 
sollten dabei unterstützt wer-
den, ihren Lebensstil an Diabe-
tes oder Bluthochdruck anzu-
passen. Zudem ist Vorbeugung 
sinnvoll, weil sie die Erkran-
kungswahrscheinlichkeit senkt.

Diverse Interessengrup-
pen von Unternehmern (sie-
he Hauptbeitrag) bis hin zu 
Glaubenseinrichtungen und 
Behörden sollten sich um die-
se Dinge kümmern – und zivil-
gesellschaftlicher Aktivismus 
kann dazu beitragen, dass sie 
das auch tun. Es sei wichtig, 

Bündnisse zu schließen, urteilt 
die NCD Alliance (Noncommu-
nicable Diseases Alliance), ein 
Zusammenschluss von mehr 
als 50 nationalen und regio-
nalen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen.

Ende letzten Jahres hat 
die NCD Alliance den NCD Ci-
vil Society Atlas veröffentlicht. 
Er bilanziert die Lage in allen 
Weltregionen, widmet sich 
aber besonders Asien, Afrika 
und Lateinamerika. Er beschäf-
tigt sich systematisch mit den 
vier Kernaufgaben Awareness-
raising, Access, Advocacy und 
Accountability.

●● Als Beispiele für Awa-
renessraising nennt der Atlas 
ein Journalistenforum in Tan-
sania, eine Medienkampagne 
für Rauchverbot in Jordanien 
und ein Trainingsprogramm 
für chronisch kranke Kinder in 
Indien, die Gleichaltrige bera-
ten sollen.

●● Der Atlas präsentiert In-
itiativen für besseren Zugang 
zum Gesundheitswesen aus 
der Karibik (Krebstherapien), 
Malawi (ländliche Kranken-
versorgung) und Bangladesch 
(städtische Armutsviertel).

●● Der Abschnitt über Ad-
vocacy enthält unter anderem 
Kapitel über eine Kampagne 
für Gesetzgebung über ge-
sunde Ernährung in Peru, die 
Unterstützung der nationalen 
Alkohol-Strategie in Nepal und 
Kooperation mit Behörden zur 
Förderung gesunder Ernäh-
rung auf Sansibar.

●● In Bezug auf Rechen-
schaftspflicht beschäftigt sich 
der Atlas mit Monitoring von 
NCD-spezifischen Program-
men in Ost-Afrika und der 
Karibik, sowie der Schatten-
berichterstattung zum brasi-
lianischen Programm gegen 
Übergewicht.

Der Abschnitt über Ad-
vocacy ist mit 18 Kapiteln der 
längste, während der kürzeste 
(Access) nur die drei hier ge-
nannten Kapitel enthält.

Laut NCD Alliance hängt 
der Erfolg von Zivilgesell-
schaftsinitiativen von mehre-
ren Faktoren ab. Wichtig sei 
zum Beispiel, betroffene Men-
schen sinnvoll einzubeziehen, 
nachhaltig Spenden einzuwer-
ben und Aktionen mit meh-
reren Partnern abzustimmen. 
Auch Medienarbeit sei nötig.

Die Autoren halten fest, 
dass die Bewegung in Entwick-

lungs- und Schwellenländern 
noch jung sei und dass zivilge-
sellschaftliche Organisationen 
sich dort in stärkerem Maß als 
in Industrieländern für Advo-
cacy, Awarenessraising und Zu-
gangsverbesserung engagier-
ten. In Entwicklungsländern 
seien beispielsweise Aktivisten 
besonders an der Kennzeich-
nung und abschreckenden 
Steuerung ungesunder Lebens-
mittel und Getränken gelegen. 
In reichen Ländern seien der-
weil die Leistungen des Ge-
sundheitswesens besser – und 
das betreffe auch die Aufklä-
rung der Bürger.

Link

NCD Civil Society Atlas – National 

and regional NCD alliances in 

action:

https://ncdalliance.org/sites/

default/files/resource_files/

NCDAtlas_Web.pdf

NCD CIVIL SOCIETY 

NATIONAL AND REGIONAL NCD ALLIANCES IN ACTION
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Ernährung

Big Food erobert Schwellen-  
und Entwicklungsländer

Eine Handvoll Großkonzerne wie Nestlé, Uni-
lever, Mars oder Danone kontrollieren den 
weltweiten Markt für Lebensmittel und 
Getränke. Thomas Kruchem, der die Kon-
zerne als „Big Food“ bezeichnet, kritisiert 
diese in einer kürzlich erschienen Publika-
tion scharf. Big Food suggeriere einen 
gesunden und modernen Lebensstil, mache 
stattdessen aber Menschen krank.

Von Dagmar Wolf

Das Kerngeschäft und die Existenzgrund-
lage von Big Food ist das sogenannte Junk-
food, industriell gefertigte Lebensmittel, die 
fast nur aus Zutaten wie Fett, Stärke, Zucker, 
Salz, Geschmacks-, Konservierungs- und 
Farbstoffen bestehen (sogenannten „leeren 
Kalorien“). Während der Absatz von Junk-
food in den Industrieländern stockt, ver-
markten die Konzerne ihre Produkte laut 
Kruchem inzwischen besonders aggressiv 
in Schwellen- und Entwicklungsländern.

Der Autor wirft den Unternehmen Ver-
brauchertäuschung vor: Betörend attraktive 
Verpackungen, Träume weckende Fernseh-
spots und Elterngefühle missbrauchende 
Gesundheitsversprechen verleiteten zum 
Kauf von krankmachenden Lebensmitteln. 
Die Werbung suggeriere, industriell herge-
stellte Lebensmittel seien hochwertiger als 
Speisen, die der Konsument aus frischen 
Zutaten selbst zubereitet. Industrienahrung 
schmecke besser, sei Ausdruck eines mo-
dernen Lebensstils, erspare Arbeit und Zeit. 
Zudem sei sie oft sogar billiger als frische 
Lebensmittel.

Der rapide zunehmende Junkfood-
Konsum habe aber dramatische Folgen für 
die Gesundheit der Menschen, erläutert 
Kruchem in „Am Tropf von Big Food“. Über-
gewicht und Fettleibigkeit verbreiteten sich 
explosionsartig. Nach jüngsten Angaben der 
Weltgesundheitsorganisation WHO hat sich 
die Zahl der übergewichtigen Kinder in den 
letzten 40 Jahren mehr als verzehnfacht; 
124 Millionen der Fünf- bis 19-Jährigen 

seien adipös, 213 Millionen übergewichtig. 
Mit der Expansion von Big Food werden die-
se Zahlen noch weiter steigen.

Übergewichtige Kinder hätten mit vie-
len gesundheitlichen Problemen zu kämp-
fen, betont der Autor: Sie litten häufig unter 
Störung der Skelett- und Muskelentwick-
lung. Außerdem sei ihr Risiko für Diabetes, 
Krebs und Herz-Kreislauferkrankungen im 
Erwachsenenalter drastisch erhöht. Hinzu 
kämen psychische Probleme wie geringes 
Selbstwertempfinden, soziale Ausgrenzung 
und Depressionen.

Insgesamt habe sich die Zahl der Dia-
betiker weltweit zwischen 1980 und 2016 na-
hezu vervierfacht. Mittlerweile sei weltweit 

jeder elfte Erwachsene Diabetiker; 80 Pro-
zent der Erkrankten lebten in Entwicklungs- 
und vor allem in Schwellenländern wie In-
dien, China, Mexiko oder Südafrika. Sowohl 
die Gesundheitseinrichtungen als auch die 
Gesellschaften der betroffenen Länder seien 
mit dieser Pandemie völlig überfordert, er-
klärt Kruchem. Zahllose Menschen in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern siechten 
jahrelang mit Diabetes-Folgeschäden wie 
Herz-Kreislauf-Problemen, Schlaganfäl-
len oder Amputationen dahin, meist ohne 
ärztliche Behandlung, denn die chronisch 
unterfinanzierten öffentlichen Gesund-
heitssysteme konzentrierten sich fast aus-
schließlich auf akute Erkrankungen.

Die Nahrungsmittelkonzerne scheu-
ten auch nicht davor zurück, internationale 
Hilfsorganisationen (NGOs) vor ihren Kar-
ren zu spannen, kritisiert der Autor. Viele 
NGOs ließen sich auf fragwürdige Koopera-
tionen mit Unternehmen ein, weil sie hän-
deringend Gelder brauchten. Dabei gerieten 
sie zunehmend in Interessenkonflikte. Die 
Nahrungsmittelindustrie hingegen profi-
tiere vom „guten Ruf“ von Organisationen 
wie dem Kinderhilfswerk UNICEF und dem 
Welternährungsprogramm (WFP). Systema-
tisch erobere Big Food Sitze in Gremien der 
WHO oder der Welternährungsorganisation 
(FAO) und nehme so Einfluss auf die globale 
Gesundheits- und Ernährungspolitik.

Als einen der größten Türöffner für die 
Nahrungsmittelindustrie in Märkte armer 
Länder sieht Kruchem die Global Alliance 
for Improved Nutrition (GAIN). Diese 2002 
gegründete Stiftung, die unter anderen von 
der Gates-Stiftung finanziert wird, widmet 
sich dem Kampf gegen Mangelernährung 
und konzentriert sich auf die Anreiche-
rung von Nahrungsmitteln mit Mikronähr-
stoffen. Dies erlaube der Industrie, ihr mit 
Nahrungsergänzungsmitteln angereicher-
tes Junkfood als gesund zu verkaufen.

Um krankmachendes Junkfood zu-
rückzudrängen, brauche es nach Ansicht 
Kruchems einen gemeinsamen Willen und 
eine konzertierte Aktion von Konsumenten, 
Zivilgesellschaft, Regierungen, UN-Orga-
nisationen, Gesundheits- und Bildungsein-
richtungen sowie der Wissenschaft.

Buch

Kruchem, T., 2017: Am Tropf von Big Food 

– Wie die Lebensmittelkonzerne den Süden 

erobern und arme Menschen krank machen. 
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Großkonzerne fördern ungesundes Ess- und 

Trinkverhalten in Entwicklungsländern: 

Verkaufsstand in Neu-Delhi. 
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Monitor: Konferenzen und Studien

AuSSenpolitik

Paradigmenwechsel in der EU

Laut einer neuen Studie der Stiftung Wissen-
schaft und Politik (SWP) findet innerhalb der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) der EU derzeit ein Paradigmenwech-
sel statt. Die EU verschiebt ihren Fokus von 
einer Stabilisierung und Transformation von 
Nachbarstaaten und -regionen hin zum Auf-
bau ihrer eigenen Resilienz gegenüber Kri-
sen.

Von Monika Hellstern

Beobachter seien überrascht von der ge-
steigerten Aufmerksamkeit für die GASP, 
schreibt Annegret Bendiek, eine Wissen-
schaftlerin bei der SWP in Berlin, in einer 
kürzlich veröffentlichten Studie. Insbeson-
dere in der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) hat es bedeu-
tende Reformen und Reformvorschläge 
gegeben. Zudem ist die EU bestrebt, ihre 
Institutionen durch einen schrittweisen 
Übergang vom Einstimmigkeits- zum Mehr-
heitsprinzip effizienter zu machen.

Bendiek begründet das Wiederbele-
ben der GASP mit mehreren politischen und 
juristischen Dynamiken. Darin eingeschlos-
sen sind externe Faktoren wie:

●● die Rückkehr des Krieges nach Europa 
durch die Annexion der Krim durch Russ-
land,

●● die Bedrohung durch Terrorismus und
●● die zunehmende Unberechenbarkeit 

der USA.
Das alte Paradigma war nach Ansicht 

Bendieks zu ambitioniert. Die 1993 durch 

den Vertrag von Maastricht etablierte GASP 
sollte Europa dazu befähigen, seine Nach-
barn zu stabilisieren und transformieren. 
Allerdings konnte die EU bisher nicht dazu 
beitragen, Konflikte in ihrer europäischen, 
nahöstlichen und afrikanischen Nachbar-
schaft zu lösen oder einzudämmen. Statt-
dessen ist die GASP laut Beobachtern zu 
einem Instrument weniger mächtiger Mit-
gliedstaaten geworden.

Ziel der GASP ist jetzt das Aufbau-
en von Resilienz gegenüber internen und 
externen Bedrohungen – festgelegt in der 
neuen Globalen Strategie der EU vom Juni 
2016. Darin wird Resilienz als Fähigkeit de-
finiert, die EU gegen Angriffe zu verteidi-
gen, Schäden zu reparieren und Strukturen 
aufzubauen, die weniger anfällig gegenüber 
Bedrohungen sind.

Ihre Umsetzung ist bereits in Arbeit, 
auch wenn einige Beobachter kritisieren, 
dass die Strukturen und Instrumente dafür 
nicht klar definiert sind. Der geplante Austritt 
Britanniens aus der EU hat diesen Prozess 
beschleunigt. Wie Bendiek schreibt, arbeitet 
die EU bereits daran, ihre Politikkohärenz in 
folgenden Bereichen zu verbessern:

●● in der Sicherheitsunion,
●● der Verteidigungsunion und
●● der EU-NATO-Kooperation.

Die Sicherheits- und Verteidigungsu-
nion sind formal getrennt, allerdings sollen 
Querschnittsthemen von Innen- und Au-
ßenpolitik in einem „integrierten Ansatz“ 
bearbeitet werden. Solche Themen sind bei-
spielsweise Migration und Cybersicherheit.

Die Sicherheitsunion wird vor allem 
von der Europäischen Kommission vorange-
trieben und zielt darauf ab, die europäische 
Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen zu 
vertiefen. Unter anderem hat die EU bereits 
ein Terrorabwehrzentrum im Europäischen 
Polizeiamt (Europol) eingerichtet, das Waf-
fenrecht verschärft und eine Antiterroris-
musrichtlinie verabschiedet.

Die Verteidigungsunion ist ein Projekt 
von Außen- und Verteidigungsministern 
zur engeren Koordination der Verteidi-
gungsanstrengungen der Mitgliedstaaten. 
Beispielsweise soll die Einrichtung eines 
Europäischen Verteidigungsfonds gemein-
same Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung ermöglichen.

Zur ihrer Verteidigung hat die EU 
schon immer mit der NATO zusammenge-
arbeitet. Bendiek zeigt, dass beide Institu-
tionen andere Länder stabilisieren wollen. 
Ihre Handlungen sollten sich daher ergän-
zen. Zudem planen die beiden Organisati-
onen, bei der Verteidigung gegen Cyberan-
griffe stärker zusammenzuarbeiten.

Laut Bendiek wird die entstehende 
Sicherheits- und Verteidigungsunion zu-
nehmend mächtiger werden. Schon jetzt 
arbeitet sie an typischen innenpolitischen 
Themen wie Migration, Cybersicherheit 
und Terrorismusbekämpfung mit. Bei-
spielsweise hat die EU militärische Maß-
nahmen gegen Schmuggler ergriffen, um 
Menschenhandel und illegalen Waffenhan-
del zu verhindern.

In vier Bereichen wären laut Bendiek 
Reformen nötig:

1.	 Die EU sollte ein Weißbuch zur Si-
cherheit und Verteidigung verabschieden, 
um europäische Interessen zu definieren 
und strategische Fragen zu klären.

2.	 Die Ämter des Kommissionsprä-
sidenten und des Hohen Vertreters für Au-
ßen- und Sicherheitspolitik sollten fusio-
niert werden.

3.	 Entscheidungen sollten durch 
Mehrheitsbeschlüsse statt Einstimmigkeit 
getroffen werden.

4.	 Das Europäische Parlament sollte 
die GASP kontrollieren.

Link

Bendiek, A., 2017: Gemeinsame Außen- 

und Sicherheitspolitik der EU: Von der 

Transformation zur Resilienz.
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Federica Mogherini, 

die Hohe Vertreterin 

für Außen- und 

Sicherheitspolitik 

der EU, mit 

Jean-Claude Juncker, 

dem Kommissions-

präsidenten. 
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Von der Nähe zu 
China profitieren
China wird oft beschuldigt, Afrika im 
Allgemeinen – und Malawi im Beson-
deren – um seine Ressourcen wie Holz 
und Minerale zu bringen. Doch laut der 
malawischen Regierung hat das Land 
sehr von den engen Beziehungen zu 
China profitiert.

Viele Leute kritisieren, dass China 
nur die natürlichen Ressourcen afrika-
nischer Länder ausbeuten wolle. Aber 
laut Rejoice Shumba, Sprecherin des 
malawischen Außenministeriums, ist 
dies in Malawi nicht der Fall. „Natürliche 
Ressourcen sind eine Einkommensquelle. 
Wir entscheiden selber, wie viel verkauft 
werden soll. Wann immer Malawi be-
schließt, etwas von seinen Rohstoffen zu 
verkaufen, wird an den Höchstbietenden 
verkauft“, sagt Shumba.

Die chinesische Botschaft in Malawi 
erklärt, das Augenmerk liege nicht nur 
auf Malawis natürlichem Reichtum, son-
dern auch auf Entwicklung. Sie betont, 
dass Malawi sehr von China profitiert 
habe, und weist auf den Bau des Parla-
mentsgebäudes, des Bingu-Nationalsta-
dions, der Karonga-Chitipa-Straße im 
Norden, des Bingu-Konferenzzentrums 
und der Universität für Wissenschaft und 
Technologie hin.

Auf dem China-Afrika-Gipfel in 
Südafrika im vergangenen Jahr sagte 
China, sein Engagement in Afrika um-
fasse „Kooperationen in den Bereichen 
Industrialisierung, landwirtschaftliche 
Modernisierung, Infrastruktur, Finan-
zen, grüne Entwicklung, Handel und 
Investitions-Erleichterung, Gesundheit 
und Reduzierung von Armut ebenso wie 
Frieden und Sicherheit“. Die finanzielle 
Unterstützung in den nächsten drei Jah-
ren betrage 60 Milliarden Dollar.

Malawi hinkt bei Landwirtschaft, 
Gesundheitsversorgung und Bildung 
noch hinterher – trotz Chinas Verspre-
chungen. Shumba argumentiert, dass es 
„viele Variablen“ gebe, die Malawis wirt-
schaftliche Entwicklung beeinflussen, „so 
sind wir etwa stark von Landwirtschaft 
abhängig, aber erheblich beeinträchtigt 
durch die Auswirkungen des Klimawan-
dels“.

Laut offizieller Statistik betrug 
im September 2008 – nur neun Mo-
nate nachdem Malawi und China ihre 
diplomatischen Beziehungen begonnen 
hatten – das Handelsvolumen zwischen 
den beiden Ländern 59 Millionen Dollar. 
Die neuesten Zahlen des Handelsminis-
teriums zeigen, dass Chinas Handelsvo-
lumen mit Malawi 500 Millionen Dollar 
erreicht hat.

2016 importierte Malawi Waren und 
Dienstleistungen im Wert von 303 Milli-
onen Dollar aus China und exportierte 
Waren und Dienstleistungen im Wert von 
55 Millionen Dollar. Viele Malawier sagen 
jedoch, dass lokale Händler durch den 
Import chinesischer Billigprodukte ar-
beitslos würden. Andere halten dagegen, 
dass zumindest arme Malawier sich diese 
Billigprodukte leisten könnten.

China gibt Malawi auch Kredite. 
2016 unterzeichneten die beiden Staaten 
ein Abkommen für Projektfinanzierung in 
Höhe von 1,79 Milliarden Dollar. Zu den 
Projekten zählen ein Kraftwerk und der 
Bau eines neuen internationalen Flugha-
fens. Sie werden durch Kredite der Exim 
Bank of China finanziert und von der 
China Gezhouba Group durchgeführt.

Raphael Mweninguwe 

ist Journalist und lebt in 

Malawi. 

raphael.mweninguwe@

hotmail.com

malawi

 Lilongwe

https://www.dandc.eu/en/contributors/raphael-mweninguwe
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Debatte: Meinungsbeiträge

Wahlen

Transparenz: Fehlanzeige

Seit der umstrittenen Präsidentschaftswahl 
im November eskaliert die Krise in Hondu-
ras. Staatschef Juan Orlando Hernández 
wurde trotz awdsxy Unregelmäßigkeiten und 
obwohl eine weitere Amtszeit verfassungs-
widrig wäre, zum Sieger erklärt. Bis zum Auf-
ruf zum Generalstreik am 19. Januar wurden 
laut Amnesty International mindestens 31 
Menschen bei Protesten getötet. 

Von Rita Trautmann

Die Präsidentschaftswahl war schon im 
Vorfeld umstritten, da Hernández antrat, 
obwohl die Verfassung eine Wiederwahl 
verbietet (s. mein Kommentar in E+Z/D+C 
e-Paper 2017/04, S. 15). Er hatte die Gewal-
tenteilung ausgehebelt, alle wichtigen In-
stitutionen – wie den Obersten Gerichtshof 
und die Wahlbehörde – unter seine Kontrol-
le gebracht und damit eine erneute Kandi-
datur ermöglicht.

Um Hernández’ Wiederwahl zu ver-
hindern, schlossen sich die Partei LIBRE von 
Ex-Präsident Manuel Zelaya und die links-
moderate PINU zur „Oppositionsallianz ge-
gen die Diktatur“ zusammen. Ihr Kandidat 
war der frühere Sportreporter Salvador Nas-
ralla. Der Wahlkampf wurde mit ungleichen 
Mitteln geführt: Alle großen Medien sind in 
der Hand der Oligarchie. So rechneten selbst 
Regierungskritiker mit einem Sieg Hernán-

dez’. Umso überraschender war das Ergeb-
nis der ersten Hochrechnung: Nasralla lag 
mit fünf Prozent Vorsprung vorne. Dennoch 
erklärte sich Hernández noch am gleichen 
Tag zum Wahlsieger – genau wie Nasralla.

Die Oberste Wahlbehörde war in der 
Klemme. Dann fiel das Computersystem 
aus, und offizielle Ergebnisse ließen auf sich 
warten. Als drei Tage später das System wie-
der funktionierte, lag Hernández knapp vor 
Nasralla. In der Bevölkerung machten sich 
Unmut und Spekulationen breit.

Die Regierungspartei erklärte das 
neue Ergebnis damit, dass die Stimmen 
aus dem ländlichen Raum – vor allem aus 
der Heimat von Hernández – angeblich erst 
nachträglich ausgezählt werden konnten. 
Doch dass diese den Wahlausgang derart be-
einflusst haben sollen, ist unglaubwürdig: 
Um den Oppositionskandidaten zu über-
holen, hätten alle Wahlberechtigten seines 
Heimatdepartments für Hernández stim-
men müssen. Dies war aber nicht der Fall. 
Gefälschte Wahlunterlagen tauchten auf.

Die Menschen zeigten ihren Unmut 
über den Wahlbetrug in weitgehend fried-
lichen Protesten, bei denen es jedoch auch 
zu Randale kam. Der Staat antwortete mit 
Ausnahmezustand und Ausgangssperre, 
durch Polizei- und Militärgewalt kamen 
mehr als 30 Menschen ums Leben. Drei 
Wochen nach dem Urnengang erklärte die 

Oberste Wahlbehörde Hernández offiziell 
zum Sieger. 

Die Opposition focht das Ergebnis 
an. Alle Mächtigen im Land – die Kirche, 
das Militär und die Unternehmerschaft – 
stellten sich aber schnell auf die Seite von 
Hernández.

Die Wahlbeobachtermissionen der 
Europäischen Union (EU) und der Orga-
nisation Amerikanischer Staaten (OAS) 
wiesen auf erhebliche Unregelmäßig-
keiten bei der Auszählung hin. Die OAS 
empfahl Neuwahlen. Hernández wies dies 
jedoch als Einmischung in innere Angele-
genheiten zurück. In Honduras bedarf es 
ohnehin weit mehr als Neuwahlen – ein 
demokratischer Neuanfang ist vonnöten. 
Zudem ist von der OAS nicht viel zu er-
warten. Etliche Mitgliedstaaten erkannten 
Hernández bereits als Wahlsieger an, da-
runter die USA.

Hernández leistete am 27. Januar sei-
nen zweiten Amtseid – überschattet von 
massiven Protesten. Oppositionsführer 
hatten dazu aufgerufen. Sie verhandeln im 
Hintergrund über eine Allianz im Parlament 
gegen den Staatschef.  

Die Wahlen und die nachfolgenden 
Ereignisse haben deutlich gezeigt, wie weit 
Honduras von Unabhängigkeit und De-
mokratie entfernt ist. Die USA wollen mit 
Honduras vor allem einen strategisch wich-
tigen Partner in der Region haben, der ihre 
Interessen bedingungslos unterstützt. Dass 
die Regierung Hernández nachweislich in 
Drogengeschäfte involviert ist, ist dabei ne-
bensächlich. 

Neu ist, dass die Menschen durch 
die Ereignisse politisiert worden sind. Der 
Großteil der Bevölkerung ist jünger als 30 
Jahre, und diese Generation wird weiterhin 
für ihre Zukunft auf die Straße gehen. 

Rita Trautmann  

ist Ethnologin. Sie ist 

ehemalige Fachkraft des 

Deutschen Entwicklungs-

dienstes und war im Winter 

2017/18 als Wahlbeobachterin für die 

Honduras-Delegation im Einsatz. Die 

Honduras-Delegation ist ein Netzwerk von 

europäischen Menschenrechtsgruppen.   

trari@protonmail.com 

Blog: http://hondurasdelegation.blogspot.de/
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alte und neue 

Präsident von 

Honduras.

https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann
https://www.dandc.eu/de/contributors/rita-trautmann


E+Z  e-Paper  Februar 2018� 10

Debatte: Meinungsbeiträge

Demokratie

Weg frei für Hun Sen

Vor den anstehenden Parlamentswahlen hat 
die kambodschanische Regierung die wich-
tigste Oppositionspartei, die CNRP (Cambo-
dian National Rescue Party), aufgelöst. Sie 
war zu einer ernsthaften Bedrohung für die 
regierende Cambodian People’s Party (CPP) 
von Ministerpräsident Hun Sen geworden. 
Die Auflösung ist ein herber Rückschlag für 
die Demokratie in Kambodscha.

Von Katja Dombrowski

Die politischen Verhältnisse in Kambodscha 
sind einfach: Die CPP ist die Regierungspar-
tei, der Ministerpräsident heißt Hun Sen, 
und die Opposition ist ein ambitioniertes, 
aber weitgehend hoffnungsloses Unterfan-
gen. So ist es seit Jahrzehnten. Hun Sen ist 
seit 1985 an der Macht und mittlerweile der 
amtsälteste Regierungschef der Welt. Und er 
hat nicht vor, diese Position, die ihm nicht 
nur Macht, sondern auch enormen Reich-
tum eingebracht hat, in naher Zukunft auf-
zugeben.

Kambodscha ist offiziell eine Demo-
kratie und hält regelmäßig Wahlen ab. Ein 
neues Parlament wird im Juli gewählt. „Un-
regelmäßigkeiten“ sind dabei an der Tages-
ordnung, doch diesmal scheint Hun Sen 

mehr Angst vor der Opposition gehabt zu 
haben als sonst. Die CNRP – ein Zusammen-
schluss der Sam-Rainsy-Partei und der Men-
schenrechtspartei – war der CPP bereits 2013 
gefährlich nahe gekommen. Sie gewann 
44,5 Prozent der Stimmen, während die CPP 
auf 48,8 Prozent kam. Ein ähnliches Ergeb-
nis gab es bei den Kommunalwahlen 2017.

Um auf der sicheren Seite zu sein, 
löste das Oberste Gericht die CNRP auf Be-
treiben der Regierung im November auf. Es 
warf ihr vor, einen Umsturz vorzubereiten. 
So verlor die wichtigste Oppositionspartei 
alle Sitze auf kommunaler und nationaler 
Ebene; 118 Mitglieder dürfen für die kom-
menden fünf Jahre nicht wieder politisch 
aktiv werden. Die Mandate der CNRP im 
Parlament wurden an andere Parteien ver-
teilt. CNRP-Führer haben Beschwerde beim 
Obersten Gericht gegen die Entscheidung 
eingelegt, aber das ist wahrscheinlich nur 
Teil des Todeskampfes der Partei.

Der Vorsitzende der Gruppe Parlia-
mentarians for Human Rights im südosta-
siatischen Staatenbündnis ASEAN, Charles 
Santiago, bezeichnete die Auflösung der 
CNRP als „Todesstoß für Kambodschas De-
mokratie“. Die EU hält das Gerichtsurteil 
für willkürlich und die Wahl infolgedessen 

für illegitim. Sowohl die EU als auch die 
USA haben ihre Unterstützung für den Ur-
nengang zurückgezogen. Kambodscha ist 
darauf jedoch nicht angewiesen – andere 
Länder füllen gerne die Lücke, allen voran 
Kambodschas „bester Freund“ und größter 
ausländischer Geber China.

Es gibt nur wenig Anlass zur Hoffnung, 
dass in dem kleinen südostasiatischen Land 
in absehbarer Zeit Gerechtigkeit und De-
mokratie die Oberhand gewinnen werden. 
CNRP-Chef Kem Sokha war im September 
unter dem Vorwurf festgenommen worden, 
mit den USA zu kollaborieren und die Re-
gierung stürzen zu wollen (s. mein Blogbei-
trag vom 6. September). Ihm drohen bis zu 
30 Jahre Haft. In der Folge verließen viele 
CNRP-Führungspersönlichkeiten aus Angst 
das Land. Nach der Auflösung seiner Partei 
sagte Kem Sokha über seinen Anwalt, dass 
er sich nicht um seine Freilassung bemühen 
werde, da er „kein Vertrauen“ in das Justiz-
wesen des Landes habe. In einer Neujahrs-
mitteilung rief er zu freien und fairen Wahl-
en auf, zu nationaler Geschlossenheit und 
einer gewaltfreien Lösung der politischen 
Krise.

Das autoritäre Regime geht auch ge-
gen andere kritische Stimmen vor. Medien 
wurden geschlossen, darunter die eng-
lischsprachige Tageszeitung Cambodia 
Daily. NGOs wurden eingeschüchtert und 
bedroht, unter anderem das CCHR (Cam-
bodian Center for Human Rights), das Kem 
Sokha 2002 gegründet hatte, um „Demokra-
tie und Menschenrechte in Kambodscha zu 
fördern und zu schützen“.

Der Weg ist lang und steinig. Selbst das 
Gefängnis ist keine neue Erfahrung für Kem 
Sokha: Er war bereits im Dezember 2005 vor 
den Senatswahlen inhaftiert worden. Nach 
nationalen und internationalen Protesten 
und vor dem Hintergrund des Besuchs eines 
hochrangigen US-Diplomaten kam er im Ja-
nuar 2006 wieder frei.

Heute sitzt Hun Sen noch fester im 
Sattel. Er macht keinen Hehl aus seiner 
Absicht, Kambodscha noch viele Jahre zu 
regieren. Schließlich ist er erst 65. Das wür-
de 28 weitere Jahre bedeuten, wenn er dem 
Vorbild von Simbabwes Ex-Präsident Robert 
Mugabe folgt, der im November 2017 im Al-
ter von 93 zur Machtübergabe gezwungen 
worden war (s. Kommentar von Henning 
Melber in E+Z/D+C e-Paper 2017/12, S. 12). 
Bis auf Weiteres ist der Weg für Hun Sen je-
denfalls frei. Fo
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Kem Sokha nach seiner Freilassung im Januar 2006. Dieses Mal drohen ihm bis zu 30 Jahre Haft. 

http://www.dandc.eu/de/contributors/katja-dombrowski
https://www.dandc.eu/de/article/die-mugabe-aera-ist-zu-ende-aber-der-mugabismus-wird-wohl-fortbestehen
https://www.dandc.eu/de/article/die-mugabe-aera-ist-zu-ende-aber-der-mugabismus-wird-wohl-fortbestehen
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Schlechte Regierungsführung

Der Sinn demokratischer 
Verfahren

Im Dezember haben die Republikaner im 
US-Kongress der Welt gezeigt, wie Steuer-
politik nicht gemacht werden sollte. Selbst 
Financial Times und Economist, die nicht von 
linken Aktivisten redigiert werden, sprachen 
sich gegen die Reform aus.

Von Hans Dembowski

Wie Präsident Donald Trump selbst, erin-
nert die Steuerreform an schlechte Regie-
rungsführung in viel ärmeren Ländern. Sie 
läuft auf dramatisch höhere Staatsverschul-
dung und wachsende soziale Ungleichheit 
hinaus. Einzelaspekte wurden nicht gründ-
lich geprüft, und Ausschüsse und andere 
Standardverfahren der Beteiligung wurden 
umgangen. Manche Steuern werden nun 
temporär sinken, andere auf Dauer, aber di-
verse Steuerbefreiungen werden verschwin-
den. Wegen der Geheimniskrämerei konnte 
aber niemand ein klares Verständnis der 
möglichen Auswirkungen gewinnen.

Derweil machten die Republikaner 
absurde Beteuerungen. Die Steuersenkung 
wird sich aber nicht dadurch selbst finan-
zieren, dass sie deutlich höheres Wachstum 
und entsprechend neue Staatseinnahmen 
auslöst. Dieses Versprechen ging schon 
nicht auf, als es die Reagan-Regierung in den 
achtziger Jahren abgab – und auch 20 Jahre 
später nicht, als es die Bush-Regierung tat.

Als Barack Obama Präsident war, 
wetterten Republikaner vehement gegen 
Staatsschulden. Nun finden sie es plötz-
lich gut, ein zusätzliches Defizit von bis 
zu 1 500 Milliarden Dollar in den nächsten 
zehn Jahren zu schaffen. Bei Obamas Amts-
antritt lehnten sie trotz schwacher Konjunk-
tur Finanzstimuli ab, aber heute, wo fast 
Vollbeschäftigung herrscht, wollen sie die 
Wirtschaft mit Steuersenkungen zusätzlich 
beflügeln. Jedoch spricht wenig dafür, dass 
höhere Profite infolge von Steuersenkungen 
zur beschäftigungssteigernden Ausweitung 
von Produktionskapazitäten genutzt wür-
den. Die Unternehmensgewinne sind schon 

recht hoch und fließen vor allem in Finanz-
anlagen. Andererseits brauchen die USA 
Investitionen in die öffentliche Infrastruk-
tur – Steuersenkungen reduzieren aber die 
Finanzierungsmöglichkeiten.

Die Doppelzüngigkeit war augenfällig. 
Im Wahlkampf schimpfte Trump, die konti-
nuierlich besser werdenden Arbeitsmarkt-
daten seien manipuliert und starke Bör-
senindizes wiesen auf eine Blase hin. Die 
Trends sind unverändert, aber jetzt geben 
Trump und Co. sie als das Ergebnis ihrer Ar-

beit aus. Sie definieren gern Maßstäbe um, 
haben aber – von Steuern abgesehen – keine 
nennenswerte Gesetzgebung zustande ge-
bracht.

Fachjournalisten haben auf diese und 
viele andere Schwachpunkte hingewiesen. 
Dass die Wirtschaftsblätter Financial Times 
und Economist die Vorschläge ablehnten, 
zeigte, dass etwas grundsätzlich falsch lief.

Unter anderem kritisierte der Eco-
nomist, die Republikaner umgingen in 
großer Hetze parlamentarische Verfahren, 
obwohl gute Politik robuste und faktenba-
sierte Debatten brauche. Das Steuerrecht 
ist naturgemäß komplex. Um ungewollte 
Nebenwirkungen wie etwa Schlupflöcher zu 

vermeiden, müssen Gesetzgeber gründlich 
arbeiten. Ein Mittel der Fehlervermeidung 
ist, Opposition, Interessengruppen und Öf-
fentlichkeit Gesetzentwürfe prüfen zu las-
sen. Demokratische Verfahren haben einen 
Zweck, und sie zu umgehen zeugt von arro-
ganter Hybris.

Dem Economist missfiel zudem „der 
Geruch der Selbstbereicherung“. Trump hat 
bekanntlich seine Steuerdaten nicht wie 
üblich veröffentlicht, so dass nicht exakt zu 
prüfen ist, was die Reform für seine Finan-
zen bedeutet. Er behauptet, sie schade ihm, 
aber das kann kaum stimmen. Ihm gehören 
Firmen, die entlastet werden – und für seine 
Kinder wird die Senkung der Erbschaftsteu-
er ausgesprochen wichtig sein, wenn ihnen 
eines Tages sein Milliardenvermögen über-
tragen wird.

Die Reform entspricht auch nicht 
Trumps Wahlkampfversprechen. Sie entla-
stet nicht vor allem die Mittelschicht und 

schon gar nicht Globalisierungsverlierer. Im 
Gegenteil zeichnet sich ab, dass die Republi-
kaner nun Einsparungen bei der sozialen Si-
cherung ins Auge fassen, um das Haushalts-
defizit in den Griff zu bekommen.

Diese Art von Gesetzgebung würde 
man von einem arroganten Autokraten in 
einem armen Entwicklungsland erwarten. 
Die Elite wird bessergestellt, und der Präsi-
dent und seine Familie profitieren persön-
lich. Es wurde aber nicht geprüft, welche 
Mittel der Staat braucht, um für das Ge-
meinwohl zu sorgen. Schon Mitte Dezem-
ber sagte der republikanische Senator Orrin 
Hatch, Geld für die Krankenversorgung ar-
mer Kinder sei leider nicht mehr da. Fo
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Mehr Geld für 

Barron, Eric, Tiffany 

und Ivanka Trump. 

http://www.dandc.eu/de/contributors/hans-dembowski
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Leserbriefe

Innovative Politik

Betr.: Reinhard Woytek, Leserbrief: 

„Investitionen sind der Schlüssel 

zu guter Arbeit“, E+Z/D+C e-Pa-

per 2017/11, S. 11

Marktöffnung hat in Indien in 
den vergangenen Jahrzehnten 
tatsächlich zu mehr Investiti-
onen geführt, aber das allein 
reicht nicht, um die Plage der 
Armut zurückzudrängen. In-
novative Sozialpolitik ist nötig, 
was Reinhard Woytek ausblen-
det, wenn er warnt, Solidarität 
laufe auf die Subventionierung 
ineffizienter Staatsbetriebe 
hinaus. In Indien hat der Ma-
hatma Gandhi National Rural 
Employment Guarantee Act, 
der Arbeitslosen Anspruch auf 
100 Tage Beschäftigung zum 
gesetzlichen Mindestlohn gibt, 
in einigen besonders rückstän-
digen Agrarregionen einiges 
bewirkt. In Lateinamerika wa-
ren konditionierte Transfers 
nützlich.

Ich finde zudem, im 
Zeitalter der Globalisierung 
sollten alle internationalen Di-
mensionen bedacht werden. 
Bekanntlich werben reiche Na-
tionen Gesundheitspersonal 
aus Entwicklungsländern ab. 
Sollten sie nicht im Sinne in-

ternationaler Solidarität auch 
dafür sorgen, dass die Löcher 
gestopft werden, die sie so auf-
reißen? Eine Möglichkeit wäre, 
den Entwicklungsländern die 
Nutzung von Generika zu ge-
währen, statt auf Patentschutz 
großer Pharmakonzerne zu 
bestehen, wodurch der Medi-
kamentenpreis zehnfach über 
den Produktionspreis steigt 
und für Bürger in Entwick-
lungsländern unerschwinglich 
wird.
Dr. A. K. Ghosh, Kalkutta

Massive negative Auswir-
kungen

Betr.: Ndongo Samba Sylla: „Wes-

halb das westliche Modell schei-

tert“, E+Z/D+C e-Paper 2017/10, 

S. 24, und Reinhard Woytek, Le-

serbrief: „Investitionen sind der 

Schlüssel zu guter Arbeit“, E+Z/

D+C e-Paper 2017/11, S. 11

Mit großem Interesse habe ich 
den Schwerpunkt formelle und 
informelle Beschäftigung gele-
sen und finde die Beiträge ins-
gesamt lesenswert, informativ 
und anregend. Besonders ha-
ben mir die Ausführungen von 
Ndongo Samba Sylla gefallen, 
dem es gelingt auf knapp zwei 
Seiten die wirtschaftliche Situ-
ation treffend zu beschreiben, 
auf die wichtigsten Probleme 
des Arbeitsmarkts hinzuweisen 
und Vorschläge für ein alterna-
tives Entwicklungsparadigma 
zu machen. Umso mehr hat 
mich der Leserbrief schockiert.

Ich muss leider immer 
wieder feststellen, dass sich 
sogenannte Experten Urteile 
anmaßen, die auf wenig oder 
keiner Sachkenntnis beruhen. 

Ich will hier nicht auf einzelne 
Behauptungen des Leserbrief-
schreibers eingehen, sondern 
beschränke mich auf seine po-
sitive Meinung über die Folgen 
der Strukturanpassungspro-
gramme in den 80er und 90er 
Jahren, welche die massiven 
negativen Auswirkungen total 
ausblendet. Um nur eine Stim-
me aus Afrika dazu zu zitieren: 
Moussa Tschangari, ein Men-
schenrechtler aus Niger, sagt 
im letzten Rundbrief von me-
dico international zu diesem 
Thema: „Die größte Heraus-
forderung vor Ort liegt darin, 
eine Regierung zu bilden, die 
in der Lage ist, den Abstieg 
aufzuhalten. Das geht aber nur, 
wenn man versteht, wie Niger 
in diese Lage geraten ist. ... In 
erster Linie ist es die Folge ei-
ner jahrelang verfolgten Struk-
turpolitik, die die öffentlichen 
Dienstleistungen zerstört hat, 
im Gesundheitsbereich, im Bil-
dungsbereich, bei der Lebens-
mittelversorgung, letztendlich 
in allen grundlegenden Be-
reichen.“

Und zu der Behauptung, 
dass ausländische Investoren 
Arbeitsplätze schaffen wür-
den, wenn man nur den „frei-
en Markt“ walten ließe: „Das 
ist ein Bluff (...) Vor allem 
darf man die Reformen nicht 
vergessen, die mit den Struk
turanpassungsprogrammen in 
den 1980er Jahren verbunden 
waren. Es gab Reformen des 
Arbeitsgesetztes, die den Ar-
beitsmarkt dereguliert haben, 
der Minengesetze, der Ölge-
setze, der Investitionsgesetze 
und vieles mehr. Sie alle ha-
ben letztlich die vorteilhaftes-
ten Bedingungen für die Un-
ternehmen geschaffen. Über 
Jahrzehnte wurde das Land 
geöffnet und vollständig libera-
lisiert. Man hat den Investoren 
Tür und Tor geöffnet und al-

les für sie getan. Aber sie sind 
trotzdem nicht gekommen.“ So 
könnte man jede einzelne Be-
hauptung des Leserbriefschrei-
bers widerlegen, aber ich will es 
dabei belassen.
Eva-Maria Bruchhaus, Köln

Orientalischer Sklaven-
handel

Betr.: Kehinde Andrews: „Wir re-

den über wirklich große Summen“, 

E+Z/D+C e-Paper 2017/11, S. 30, 

und Hans Dembowski: „Düstere 

Ära“, E+Z/D+C e-Paper 2017/10, 

S. 6

Es fällt auf, dass in allen De-
batten zu Reparationsforde-
rungen immer vom westlichen 
Sklavenhandel die Rede ist. 
Der sogenannte orientalische 
Sklavenhandel, unter anderem 
für die Soldatenrekrutierung 
indischer Sultanate und für 
den Arbeitskräftebedarf in den 
arabischen Ländern, findet fast 
nie Erwähnung, obwohl Schät-
zungen davon ausgehen, dass 
seit dem 8. Jahrhundert eine 
größere Anzahl von Afrikanern 
gefangen und als Sklaven in 
den Osten transportiert wur-
den. (Eine Quelle zum Beispiel: 
Roland Oliver und Gervase Ma-
thew, Hg.: History of East Afri-
ca, Oxford 1963.)

Was in der Rezension von 
Shashi Tharoors Buch über den 
britischen Imperialismus in 
Indien zu lesen ist, kommt mir 
zudem recht bekannt vor. Ich 
bin erstaunt, dass Karl Marx 
überhaupt nicht erwähnt wird, 
der schon 1853 alles das be-
schrieben hat, was in diesem 
Artikel dargestellt wird („Die 
britische Herrschaft in Indien“, 
New York Daily Tribune, Nr. 
3804 vom 5. Juni, auf Deutsch 
in: Ausgewählte Schriften, 
Band I, Berlin 1979).
Klaus von Freyhold, Bremen
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Staatskrise

Venezuela am Abgrund

Im vergangenen Jahr hat sich die Krise in 
Venezuela in allen Bereichen verschärft. 
Hyperinflation, zunehmende Entwicklung zur 
Diktatur mit militärischem Einschlag und 
eine humanitäre Notlage bestimmen das 
Leben der Menschen – und ziehen Folgen 
auf internationaler Ebene nach sich.

Von Francine Jácome

Venezuela kann seine internationalen Zah-
lungsverpflichtungen teilweise nicht mehr 
erfüllen, seit das Land im Oktober in eine 
Hyperinflation eintrat. Politisch geht es im-
mer weiter Richtung Diktatur, wobei auch 
das Militär eine große Rolle spielt. Und die 
Bevölkerung befindet sich in einer huma-
nitären Notlage aufgrund von Lebensmit-
tel- und Medikamentenknappheit und einer 
schweren Krise des Gesundheitssystems 
(s. auch meinen Kommentar in E+Z/D+C e-
Paper 2017/07, S. 10).

Die Situation hat auch internatio-
nale Folgen. Zum einen hat die Zahl der 
Migranten stark zugenommen, was sich 
vor allem auf die Grenzregionen zwischen 
Venezuela und Kolumbien sowie Brasilien 
auswirkt, aber auch auf andere Länder in 
der Region. Zum anderen übt die interna-
tionale Gemeinschaft verstärkt Druck auf 
die Regierung von Nicolás Maduro aus, die 
sie als Diktatur wahrnimmt, die offen Men-
schenrechte verletzt. Der Druck hat dazu ge-
führt, dass nun Teile der Opposition mit der 
Regierung verhandeln, wobei der Ausgang 
dieses Prozesses vollkommen unklar ist.

Während die Inflation 2017 schon 
mehr als 2 600 Prozent betrug, liegen die 
Voraussagen für 2018 – wenn keine wirt-
schaftspolitischen Gegenmaßnahmen er- 
griffen werden – zwischen 5 000 und 
10 000 Prozent. Die Ölproduktion ist auf-
grund mangelnder Instandhaltung der An-
lagen und ausbleibender Neuinvestitionen 
zurückgegangen. Die Folge ist ein Quasi-
Zusammenbruch des gesamten Sektors. So 
sind auch die Mittel, die die Regierung zur 
Verfügung hat, immer weiter zusammenge-
schmolzen, denn das Land hängt zu rund 
95 Prozent vom Öl ab.

Seit November können die Regierung 
und die staatliche Erdölgesellschaft PDV-
SA ihre Auslandsschulden nicht mehr oder 
nicht fristgemäß bedienen. Wichtige inter-
nationale Finanzinstitute bewerteten die 
Situation in Venezuela als begrenzten Zah-
lungsausfall und gehen davon aus, dass es in 
diesem Jahr noch schlimmer wird.

Von den USA und Kanada verhängte 
Sanktionen gegen Amtsträger und be-
stimmte Transaktionen dienten der Regie-
rung als perfekte Entschuldigung. Sie ord-
nete die Maßnahmen unter dem Stichwort 
„Wirtschaftskrieg“ ein und stilisierte sich 
damit als Opfer. Im Januar kamen erste EU-
Sanktionen hinzu. Gegen sieben Minister 
und Beamte wurden Einreiseverbote und 
Vermögenssperren verhängt.

Die Wirtschaftskrise hat enorme Aus-
wirkungen auf das Leben der Menschen 
im gesamten Land. Der Mangel an Lebens-
mitteln und Medikamenten hat zu einer 
gravierenden Verschlechterung der Lebens-
qualität geführt. Dazu kam die Inflation. 
Die Umfrage Encovi (Encuesta sobre Condi-
ciones de Vida en Venezuela), durchgeführt 
von den wichtigsten unabhängigen Univer-
sitäten Venezuelas, ergab, dass 2016 82 Pro-
zent aller Haushalte arm waren, 52 Prozent 
von ihnen sogar extrem arm. Die Mangel
ernährung der Menschen bildete sich darin 

ab, dass 72 Prozent der Befragten von un-
erwünschtem Gewichtsverlust berichteten 
und 30 Prozent angaben, höchstens zwei-
mal am Tag etwas zu essen.

Zudem hat die Ungleichheit in der Ge-
sellschaft stark zugenommen. In dem Maß, 
in dem die Krise sich zuspitzte, legten 2017 
auch alle entsprechenden Indikatoren zu. 
Armut und Mangelernährung, besonders 
bei Kindern, sowie Todesfälle durch Ver-
hungern und fehlende Medikamente sind 
auf dem Vormarsch.

Der politische Niedergang in der zwei-
ten Jahreshälfte 2017 wurde vor allem in 
den Vorwürfen der Wahlfälschung in Bezug 
auf alle drei Wahlen des Jahres deutlich. Sie 
zogen die demokratische Legitimität der 
Herrschenden stark in Zweifel. Den Anfang 
machte die Aufstellung der Mitglieder der 
Verfassungsgebenden Versammlung. Die 
Opposition war daran nicht beteiligt und 
kritisierte sie daher als verfassungswidrig.

Nach Angaben der obersten Wahlbe-
hörde nahmen mehr als 8 Millionen Wäh-
ler an der Wahl der Verfassungsgebenden 
Versammlung teil; die Opposition ging von 
weitaus kleineren Zahlen aus. Nicht einmal 
Ex-Präsident Hugo Chávez hat in seinen 
besten Zeiten eine derart hohe Wahlbeteili-
gung erreicht. Das Unternehmen Smartma-
tic, das seit 2004 die Abstimmungsgeräte 
und die dafür nötige Software liefert, bestä-
tigte Manipulationen der Ergebnisse.

Bei den Gouverneurswahlen am 15. 
Oktober trat die Mehrheit der Oppositions-
parteien an. Sie beklagten jedoch eine Rei-
he von Unregelmäßigkeiten, die zum größ-
ten Teil auch dokumentiert waren. Diese 
führten zu überraschenden Ergebnissen: 
18 Gouverneursposten gingen an die Regie-
rung und nur fünf an die Opposition.

Aufgrund von Vorwürfen der Wahl-
fälschung, die auch einen Missbrauch der 
Carnet de la Patria – neuer, von der Regie-
rung ausgestellter Ausweise – durch die 
Regierungspartei Partido Socialista Unido 
de Venezuela (PSUV) betraf, beschloss das 
Oppositionsbündnis Mesa de la Unidad De-
mocrática (MUD), nicht an den Bürgermeis
terwahlen im Dezember teilzunehmen. So 
gewann die Regierungspartei die Macht in ei-
ner überragenden Mehrheit der Gemeinden.

Die Vormachtstellung der Regierungs-
partei und die Wahlfälschungen führten 
zu zunehmender Politikverdrossenheit im 
Lager der Opposition. Einige Oppositions-
führer, die sich im September zu der Allianz 

Neuester Stand

Ende Januar beschloss Venezuelas 
Verfassungsgebende Versammlung, 
die für Ende dieses Jahres vorgese-
henen Präsidentschaftswahlen auf 
den 30. April vorzuziehen. Der Ober-
ste Gerichtshof schloss das Oppositi-
onsbündnis MUD von der Wahl aus. 
Damit dürfte der Verhandlungspro-
zess zwischen Regierung und Opposi-
tion obsolet geworden sein.

https://www.dandc.eu/de/contributors/francine-jacome
https://www.dandc.eu/de/article/praesident-maduro-strebt-eine-neue-verfassung
https://www.dandc.eu/de/article/praesident-maduro-strebt-eine-neue-verfassung
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„Soy Venezuela“ zusammengeschlossen 
haben, beförderten diese offen. Zum ande-
ren scheint die Regierung die Strategie zu 
verfolgen, das Vertrauen ins Wahlsystem zu 
schwächen und die Opposition zu spalten.

Ein weiterer wichtiger politischer 
Faktor ist das Gebaren der Verfassungsge-
benden Versammlung. Sie hat sich für ge-
neralbevollmächtigt erklärt und wichtige 
Machtpositionen übernommen. Zudem ist 
sie zu einem Organ politischer Verfolgung 
geworden, angefangen bei der unrechtmä-
ßigen Absetzung der Generalstaatsanwäl-
tin, die durch einen regierungsnahen Funk-
tionär ersetzt wurde.

Ihr größtes Verdienst bestand bis Ende 
2017 darin, dass sie Führungspersonen der 
staatlichen Erdölgesellschaft der Korruption 
beschuldigt hat. Die aktuelle Regierung gilt 
als die korrupteste, die Venezuela jemals hat-
te. Es könnte jedoch sein, dass die aktuellen 
Vorwürfe eher auf interne Konflikte inner-
halb der Regierungspartei zurückzuführen 
sind als auf wirklichen Willen zur Aufklärung.

Obwohl die Verfassunggebende Ver-
sammlung offiziell keine gesetzgebende 
Macht hat, erließ sie das „Verfassungsgesetz 
gegen den Hass, für das friedliche Zusam-
menleben und die Toleranz“. Es öffnet der 
Verfolgung Andersdenkender Tür und Tor.

Ein weiterer Faktor ist die wachsende 
Rolle, die das Militär in den wichtigsten Re-
gierungsbereichen spielt. Mehr als 30 Pro-
zent des Kabinetts besteht aus aktiven Mili-
tärangehörigen oder solchen im Ruhestand. 
Es steht die Frage im Raum, ob man in Ve-
nezuela von einer neuen Art der Militärherr-
schaft sprechen kann.

Jüngstes Beispiel ist die Berufung 
eines Generals der Guardia Nacional Boli-
variana – eines Teils der Streitkräfte – zum 
Energieminister und gleichzeitig zum Chef 
von PDVSA. Er verfügt über keinerlei Kennt-
nisse oder Erfahrungen im Ölgeschäft und 
ist kaum geeignet, diese Industrie aus ihrer 
schweren Krise zu führen. Aber im Macht-
kampf innerhalb der Regierungselite kann 
er den Militärs die Tür zur wichtigsten Bran-
che des Landes öffnen.

Der Druck der internationalen Ge-
meinschaft hat einen Verhandlungsprozess 
in Gang gesetzt, den die Regierung „Dialog“ 
nennt. Er wird vom ehemaligen spanischen 
Ministerpräsidenten Rodríguez Zapatero 
und dem Präsidenten der Dominikanischen 
Republik, Danilo Medina, moderiert. Weitere 
Teilnehmer sind, auf Wunsch der Oppositi-
on, die Außenminister Chiles und Mexikos 
sowie Vertreter Boliviens, Nicaraguas und 
von St. Vincent und den Grenadinen. Auf der 

Agenda stehen unbestätigten Angaben zu-
folge unter anderem die Themen politische 
Rechte und Gefangene, wirtschaftliche und 
soziale Situation und Verfassungsgebende 
Versammlung und Wahrheitskommission.

Bis Mitte Januar gab es mehrere Tref-
fen, ohne dass die Verhandlungspartner 
eine Einigung erreicht hätten. Es bestehen 
große Zweifel daran, dass sich die Parteien 
auf wirtschaftliche und politische Reformen 
einigen können, die zur Neuordnung der 
Verwaltungsorgane und Wiederherstellung 
der Demokratie des Landes führen – vor 
allem angesichts der humanitären Notlage.

Fundamental ist die Frage, ob der 
Hauptgrund der derzeitigen Situation in ei-
ner gespaltenen Gesellschaft liegt (zwischen 
Regierungs- und Oppositionslager) oder in 
einer kleinen Elite, die ihre institutionelle 
und militärische Macht dazu nutzt, die Fä-
den in der Hand zu behalten – ungeachtet 
der Tatsache, dass die Mehrheit des Volkes 
einen Wandel wünscht.

Francine Jácome 
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Internationales Recht

Keine Straffreiheit für Verbrecher

Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) 
wird bei Verbrechen in seinen Mitglieds-
staaten aktiv. Nun ermittelt er wegen Gewalt 
im Umfeld von Wahlen in Burundi, obwohl 
das Land nach Beginn der Krise schnell 
seine Mitgliedschaft kündigte, als die Regie-
rungsmitglieder begriffen, dass sie straf-
rechtlich verfolgt werden könnten.

Von Darleen Seda

Am 9. November 2017 ermächtigte eine Vor-
verfahrenskammer des IStGH die Chefan-
klägerin Fatou Bensouda offiziell, Ermitt-
lungen zu Kriegsverbrechen in Burundi 
einzuleiten – eine Reaktion auf die nach 
einer Verfassungskrise anhaltende Gewalt 
in dem kleinen zentralafrikanischen Land. 
Die Entscheidung hat den IStGH in eine nie 
dagewesene Lage gebracht.

Burundi liegt südlich von Ruanda und 
hat etwa zehn Millionen Einwohner. Seit 

April 2015 erlebt das Land schwere Gewalt, 
ausgelöst durch die Ankündigung des Prä-
sidenten Pierre Nkurunziza, für eine dritte 
Amtszeit zu kandidieren, obwohl das ver-
fassungsrechtlich nicht möglich ist. In ganz 
Burundi kam es zu Demonstrationen, die 
die Regierung brutal niederschlug. Men-
schenrechtsgruppen zufolge töteten Regie-
rungstruppen mehr als 1 000 Menschen und 
vertrieben mehr als 400 000. Massen von 
Burundianern flohen in die Nachbarländer.

Anschuldigungen wegen Mord, Folter, 
Vergewaltigung, Verschwindenlassen und 
Verfolgung erregten die Aufmerksamkeit 
des IStGH. Demnach haben Staatsangestell-
te und andere Gruppen die Verbrechen auf 
staatliche Anweisung hin begangen. Neben 
der burundischen Nationalpolizei, Einheiten 
der burundischen Armee und dem natio-
nalen Geheimdienst waren auch Mitglieder 
des Jugendflügels „Imbonerakure“ der Re-
gierungspartei an den Verbrechen beteiligt.

IStGH-Chefanklägerin Fatou Bensou-
da gab am 8. Mai 2015 eine erste Erklärung 
ab und begann daraufhin sogenannte Vorer-
mittlungen. Um Verdächtige formell ermit-
teln und anklagen zu können, benötigt ein 
Ankläger die Zustimmung des IStGH; diese 
hat der Gerichtshof nun erteilt.

Nkurunziza, der nach umstrittenen 
Wahlen an der Macht blieb, wollte eine 
IStGH-Anklage vermeiden. Also erklärte Bu-
rundi am 26. Oktober 2016 seinen Rücktritt 
vom Römischen Statut – der Rechtsgrundla-
ge des IStGH –, der ein Jahr später wirksam 
wurde. Die Frage ist daher, ob der IStGH be-
rechtigt ist, wegen in Burundi begangener 
Verbrechen zu ermitteln und die Täter straf-
rechtlich zu verfolgen.

Der Gerichtshof ist für Kriegsverbre-
chen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Völkermord – sowie seit kurzem für 
Aggression – zuständig, dem Territoriali-
tätsprinzip nach aber auf das Hoheitsgebiet 
seiner Mitgliedstaaten beschränkt. Nach 
Ansicht der Regierung Burundis ist der 
IStGH nicht mehr befugt zu ermitteln und 
sie verweigert folglich die Zusammenarbeit.

Der IStGH mit Sitz in Den Haag hin-
gegen beansprucht, für alle Verbrechen zu-
ständig zu sein, die mutmaßlich begangen 
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wurden, während Burundi Mitglied des Rö-
mischen Statuts war. Aus Sicht des Gerichts 
bleibt ein Staat, der diese Zuständigkeit ein-
mal akzeptiert hat, an sie gebunden. Sie gilt 
von der Ratifizierung des Statuts bis minde-
stens ein Jahr nach Bekanntmachung des 
Widerrufs. Das Rechtssystem gilt also auch 
dann, wenn ein Staat austritt.

Somit behält der IStGH die Befugnis, 
Verbrechen zu untersuchen und strafrechtlich 
zu verfolgen, die bis inklusive 26. Oktober 2017 
begangen wurden, solange Burundi offiziell 
noch Mitglied war. Der Gerichtshof betont 
darüber hinaus, dass Burundi weiterhin ver-
pflichtet ist, seinen Anweisungen nachzukom-
men und uneingeschränkt zu kooperieren.

Die Entscheidung des IStGH ist sehr 
zu begrüßen. Angesichts der katastrophalen 
politischen und humanitären Lage in Bu-
rundi darf sich die internationale Gemein-
schaft nicht zurücknehmen und zusehen, 
wie das Leiden weitergeht. Die Opfer ver-
dienen eine Institution, die unabhängig 
von politischen Implikationen oder natio-
nalen Interessen die Ideale internationaler 
Gerechtigkeit hochhält. Schließlich wurde 
der IStGH mit dem ausdrücklichen Mandat 
gegründet, gegen Straflosigkeit vorzugehen.

Allerdings wird die Untersuchung al-
lein wahrscheinlich nicht viel bringen. Ver-
mutlich hebt der Gerichtshof deshalb Bu-
rundis Verpflichtung zur Zusammenarbeit 
so hervor. Für Anklägerin Bensouda und ihr 
Team wird es sehr schwer, ohne Hilfe der 

burundischen Regierung Beweise zu sam-
meln.

Der IStGH hat im Falle Kenias erfah-
ren, wie schwierig es ist, wenn ein Land nicht 
kooperiert. Nach Gewaltakten im Zuge der 
Wahlen von 2007/08 wurden der derzeitige 
Präsident Uhuru Kenyatta und sein Stellver-
treter William Ruto wegen Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit vor dem IStGH ange-
klagt. Im Wahlkampf versprachen beide, mit 
dem Gericht zu kooperieren – nach Amtsan-
tritt agitierten sie jedoch gegen den IStGH. 
Zeugen wurden eingeschüchtert und zogen 
ihre Aussagen zurück. Der Ankläger konnte 
keine verlässlichen Beweise mehr sammeln, 
beide Verfahren wurden eingestellt.

Burundis Nachbarn unterstützen 
den IStGH nicht. Der ugandische Präsident 
Yoweri Museveni und sein tansanischer 
Amtskollege, Präsident John Magufuli, ver-
urteilen die Entscheidung des IStGH, gegen 

Burundi zu ermitteln. Damit untergrabe der 
IStGH ihrer Ansicht nach regionale Frie-
densbemühungen. Musevenis Haltung dazu 
ist besonders relevant, da er Vorsitzender 
der East African Community (EAC) ist, einer 
regionalen Gemeinschaft, die aus den sechs 
Mitgliedsländern Uganda, Tansania, Kenia, 
Südsudan, Ruanda und Burundi besteht.

Zuvor hatte die Afrikanische Union 
(AU) ihre Mitglieder unverbindlich auf-
gefordert, kollektiv aus dem IStGH aus-
zutreten, da er unfair gegen afrikanische 
politische Eliten vorgehe. Dieser Aufruf ver-
ebbte bald, könnte aber durch die Entschei-
dung, in Burundi zu ermitteln, wieder laut 
werden. Einige afrikanische Führer haben 
persönliche Gründe, das Gericht zu fürch-
ten – die meisten Afrikaner hingegen schät-
zen es und wünschen, dass die Straflosigkeit 
endlich endet.

Der IStGH hat insofern die richtige 
Entscheidung getroffen. Es wäre das falsche 
Signal, wenn Staaten und ihre Führer sich 
durch Rücktritt aus dem Statut ihrer Verant-
wortung für vergangene Verbrechen entzie-
hen könnten.

Darleen Seda 

eine kenianische 

Rechtsanwältin mit den 

Spezialgebieten 

Menschenrechte und 

internationales Strafrecht.  

darleen.seda@gmail.com

Burundische 

Flüchtlinge in 

Ruanda im Jahr 

2015. 

Burundi

 Bujumbura

https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3084
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3084
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3084
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3084
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3084
https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/3084


E+Z  e-Paper  Februar 2018� 17

Tribüne: Hintergrund und Analyse

SDGs

Chinas Bemühungen

Nach der Wahl von Donald Trump als Präsi-
dent der USA hat China mehrfach seine 
Unterstützung für globale Vereinbarungen zu 
nachhaltiger Entwicklung und Klimaschutz 
bekräftigt. Maßnahmen zum grünen Wandel 
werden in verschiedenen Bereichen populär 
im Land. Welche heimischen und globalen 
Faktoren erklären Chinas Engagement für 
nachhaltige Entwicklung?

Von Berthold Kuhn

China hat maßgeblich zum Prozess der 
Agenda 2030 und der Einigung auf die 17 
Sustainable Development Goals (SDGs) bei-
getragen. Es hat sein Image als „Hardliner in 
internationalen Verhandlungen“ überwun-
den, das China bei den UN-Klimaverhand-
lungen in Kopenhagen attestiert worden 
war, wo es standhaft auf dem Prinzip der ge-
meinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten bestand. Dieses Prinzip der 
„Common but Differentiated Responsibili-
ties“ bedeutet, dass die entwickelten Länder 
die Führung im Bezug auf Emissionsreduk-
tion übernehmen sollen und Entwicklungs-
ländern finanzielle und technische Hilfe 
gewähren sollen, um auf den Klimawandel 
reagieren zu können. Der G20-Gipfel in 

Hangzhou 2016 war ein Anlass, zu dem Chi-
na seine Führungsrolle in Bezug auf nach-
haltige Entwicklung eindrucksvoll demons-
trieren konnte.

Heimische Faktoren

Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung 
hat einige Bezugspunkte zu den in der Volks-
republik häufig genutzten Begriffen „Ökolo-
gische Zivilisation“ (Ecological Civilisation), 
„Grüne Entwicklung” und „Ökologischer 
Marxismus”. Das Konzept der Ecological 
Civilisation wurde 2012 auf dem 18. Natio-
nalkongress in die Charta der Kommunisti-
schen Partei Chinas aufgenommen. Es dient 
als Rahmen, um Visionen eines modernen 
ökologischen Sozialismus zu entwickeln, 
und betont auch die spezifischen chine-
sischen Vorstellungen von grüner Entwick-
lung. Der Begriff Grüne Entwicklung wur-
de im 13. Fünf-Jahres-Plan (2016 bis 2020) 
als Top-Priorität hervorgehoben. Er wurde 
als eines von fünf Themen ausgewählt, um 
Prioritäten, Reformen und Ziele im Bereich 
Umwelt- und Klimapolitik zu definieren.

Chinas ökologische Krise und wachsen-
de soziale Ungleichheit haben dazu geführt, 
dass die Notwendigkeit für eine wirtschafts-

politische Neuausrichtung hin zu mehr 
nachhaltiger Produktion und Verbrauch er-
kannt wurde. Extreme Luftverschmutzung 
und ein zunehmendes Wissen über Ressour-
cenverbrauch hat neue Wachstumsvisionen 
in China gefördert, die sich mehr auf nach-
haltige Entwicklung konzentrieren. Bürger 
wurden durch gesundheitliche Schäden, 
die durch Luftverschmutzung verursacht 
wurden, sensibilisiert. Journalisten haben 
Umweltverschmutzungen aufgedeckt und 
Enthüllungsgeschichten über „Krebsdör-
fer“ veröffentlicht. Umweltthemen haben 
Schlagzeilen gemacht, besonders nachdem 
im Januar 2013 die Luftverschmutzung in 
Peking Rekordwerte erreicht hatte. Medien 
mit internationaler Reichweite und globa-
le Indizes, wie der Environmental Perfor-
mance Index der Universität Yale, haben 
sich mit Chinas Luft-, Wasser- und Boden-
verschmutzung und dem Verbrauch der na-
türlichen Ressourcen beschäftigt.

Die immer größer werdende soziale 
Kluft treibt laut Experten Chinas Enga-
gement für die SDGs ebenfalls voran. Die 
Provinzen des Landes weisen deutliche 
Unterschiede in Bezug auf wirtschaftliche 
Entwicklung und Umfang von Sozialdienst-
leistungen auf. Besonders zwischen der 
Land- und Stadtbevölkerung gibt es große 
Einkommensunterschiede sowie auch in-
nerhalb der ländlichen oder städtischen Be-
völkerung oder zwischen verschiedenen Re-
gionen. Die Einkommenslücke schloss sich 
zwar seit dem Jahr 2000, aber dieser Trend 
stoppte kürzlich wieder.

Gerechtigkeit zwischen den Generati-
onen ist ein wichtiges Element nachhaltiger 
Entwicklung in China. Das Land steht vor 
großen Herausforderungen in Bezug auf das 
Altern seiner Bevölkerung. Die Bevölkerung 
Chinas altert fast mehr als in jedem anderen 
Land. Chinas Anteil an Rentnern könnte bis 
2050 bis zu 44 Prozent betragen.

Auch die Migration bleibt eine große 
soziale Herausforderung. China hat gera-
de eine Reihe von Versicherungen und so
zialen Sicherungssystemen eingeführt, die 
auch die Hauptpfeiler des Rentensystems 
sind. Zudem hat es ein medizinisches Ver-
sorgungssystem und soziale Hilfe für ältere 
und arme Leute eingeführt. Große Teile der 
Wanderarbeiter können aber soziale Dienst-
leistungen an ihren Arbeitsplätzen in der 
Nähe der Städte nicht in Anspruch nehmen.

Ein weiterer Ansporn für nachhaltige 
Entwicklung sind Chinas Ansprüche im Be- Fo
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Junge Männer auf einem Rad in der emissionsarmen Stadt Xiamen im Südwesten Chinas. Das 

Land erlebt gerade einen Boom an Fahrrad- und Outdoor-Aktivitäten. 
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reich Innovation und Technologie. China 
will nicht als Land mittleren Einkommens 
stagnieren und will von einer Wirtschaft 
wegkommen, die auf stark verschmut-
zender Industrie basiert. Das Land will hin 
zu einer mehr technologie- und service
orientierten Wirtschaft. Grünes Wachstum 
durch technische Innovationen ist das Leit-
thema des 13. Fünf-Jahres-Plans. Nachhal-
tige Entwicklung wird als Trend gesehen, 
der Innovationen im Bereich erneuerbare 
Energien, radikale Ressourcenproduktivi-
tät, grüne Chemie, industrielle Ökologie, 
grüne Nanotechnologie und anderes för-
dert.

Chinas Strategie proaktiver Urbani-
sation und die Förderung von Smart Citys 
ist in die Regierungspolitik eingebunden, 
wird aber auch vom Privatsektor getragen. 
Das Smart-City-Konzept basiert auf tech-
nologischer Innovation, besonders in den 
Bereichen Verkehrsanbindung und Daten-
kommunikation. Smart Citys sind in China 
Hauptelemente digitaler Modernisierungs-
strategien. Die Ministerien für Wissenschaft 
und Technologie, für Industrie und Infor-
mationstechnologie sowie für Wohnungs-
bau und Stadt-Land-Entwicklung haben 
alle Smart-City-Programme.

Globale Faktoren

Chinas Engagement für eine internationale 
Umweltpolitik begann 1972, als es erstmals 
an einem UN-Gipfel teilnahm. Nachdem 
das Land seinen ständigen Sitz im UN-

Sicherheitsrat wiedererlangt hatte, bot die 
Stockholmer Konferenz zu menschlicher 
Umwelt eine gute Möglichkeit für die Volks-
republik, ihre Forderung nach einer Füh-
rungsrolle innerhalb der Vereinten Natio-
nen zu untermauern.

Chinas Erfolg beim Erreichen der Mil-
lenniumsentwicklungsziele (MDGs) und 
sein gutes Abschneiden in so vielen Be-
reichen der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung, speziell der Armutsbekämp-
fung, ist einer der Faktoren, die Chinas 
Engagement für die nachfolgende Agenda 
2030 und die SDGs begünstigt haben. Der 
prozessorientierte Ansatz der UN zur Errei-
chung der Nachhaltigkeits-Entwicklungs-
agenda und die Ausarbeitung der 169 Ziele 
und 232 Indikatoren passt gut zu Chinas ei-
genem Politikansatz. Dieser basiert auf dem 
ebenfalls ziel- und indikatororientierten 
Fünf-Jahres-Plänen auf Zentral- und Pro-
vinzebene. Der Ansatz des SDG-Rahmen-
werks verschafft China genügend Zeit und 
Austauschmöglichkeiten, um internationa-
le Initiativen und Verpflichtungen in natio-
nale Politik zu integrieren.

Chinas Süd-Süd-Kooperation ist 
ebenfalls ein wichtiger Aspekt für die För-
derung der SDGs und der Unterstützung 
von Maßnahmen zum Klimaschutz. China 
hat traditionell eine führende Rolle in der 
Süd-Süd-Kooperation gespielt, hauptsäch-
lich innerhalb der Gruppe 77, der größten 
zwischenstaatlichen Organisation von Ent-
wicklungsländern in der UN. Kürzlich hat 
China als BRICS-Mitglied (Brasilien, Russ-

land, Indien, China und Südafrika) einige 
multilaterale Initiativen angestoßen, vor 
allem die Gründung zweier multilateraler 
Entwicklungsbanken: BRICS Bank und Asi-
an Infrastructure Investment Bank. China 
hat auch seine Zusammenarbeit mit Afrika 
durch die Gründung und Unterstützung 
des Forum on China-Africa Cooperation 
(FOCAC) ausgeweitet. Außerdem hat es die 
Perspektiven und Interessen von Entwick-
lungsländern in verschiedene globale Ver-
einbarungen eingebracht.

Die herausragendste außenpolitische 
Initiative Chinas ist derzeit die neue Seiden-
straßeninitiative (Belt and Road-Initiative, 
siehe dazu auch D+C/E+Z e-Paper 2018/01, 
S. 6). Die von Präsident Xi Jinping angesto-
ßene Strategie konzentriert sich auf Chi-
nas Anschlussfähigkeit und Kooperation 
mit eurasischen Ländern zu Lande und zu 
Wasser. Das gemeinsame Communiqué, das 
nach dem Belt and Road-Forum im Mai 2017 
herausgegeben wurde, hält fest, dass die be-
teiligten Parteien verpflichtet sind, die Zer-
störung der Erde zu verhindern, natürliche 
Ressourcen in gerechter und nachhaltiger 
Weise zu verwalten und umfassende, ausge-
glichene und nachhaltige Entwicklung von 
Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt zu er-
reichen.

Zuletzt muss Chinas neue herausra-
gende Rolle als Treiber nachhaltiger Ent-
wicklung und Klimapolitik als Ziel seiner 
erweiterten Außen- und Sicherheitspolitik 
betrachtet werden. Die Unterstützung von 
Abkommen zur nachhaltigen Entwicklung 
und Klimapolitik sieht China als Chancen, 
sein Engagement in globalen Fragen heraus-
zustellen. Solche Abkommen helfen China 
auch, von sensiblen Themen abzulenken 
wie der Protestbewegung in Hongkong, dem 
Konflikt im Südchinesischen Meer, dem 
Nordkorea-Problem und Handelskonflikten 
mit anderen Ländern.
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Die Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung

Beim UN-Gipfel für nachhaltige Ent-
wicklung am 25. September 2015 be-
schlossen die Regierungschefs der 
Welt die Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung mit den 17 Nachhaltig-
keits-Entwicklungszielen (sustain
able development goals – SDGs). Diese 
zielen darauf ab, Armut zu beenden, 
Ungleichheit und Ungerechtigkeit so-
wie den Klimawandel zu bekämpfen. 
Dazu wurden Ziele und Indikatoren 

festgelegt, um diese universellen Ziele 
konkreter definieren und überwachen 
zu können. Aus rechtlicher Sicht ent-
sprechen die Ziele nur weichen inter-
nationalen Normen. Dennoch reprä-
sentieren sie ein starkes Regelwerk für 
nationale und lokale Maßnahmen wie 
auch für die internationale Zusammen-
arbeit. Einige der SDGs – insbesondere 
Ziel 13 – entsprechen internationalen 
Klimazielen. (bk)



Mitglied einer Mai-Mai-Miliz 

in der Demokratischen 

Republik Kongo. In dem 

Land gibt es derzeit rund 

120 Rebellengruppen.

Militär und Politik
Nationale Armeen sind mit Kriegswaffen ausgestat-
tete Träger der Staatsgewalt, die die äußere Sicher-
heit eines Landes gewährleisten sollen. In den meis- 
ten Staaten können sie zusätzlich als Verstärkung 
der Polizei zum Schutz der inneren Sicherheit ein-
gesetzt werden. Viele autoritäre Regime missbrau-
chen das Militär zum Machterhalt und unterdrücken 
damit oppositionelle oder unliebsame Menschen und 
Bewegungen. In zahlreichen Staaten regiert das Mili-
tär – oder ehemalige Militärangehörige – sogar selbst 
nach einem Putsch. Von den Armeen scheint oftmals 
mehr Gefahr auszugehen als von äußeren Feinden, 
und in Bürgerkriegen spielen reguläre Truppen oft 
unrühmliche Rollen. Seit dem Zweiten Weltkrieg gab 
es mehr Militärputsche als grenzüberschreitende 
Kriege. Vor allem Afrika, Asien und Lateinamerika 
waren davon betroffen. 
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Militär und Politik

Militärisches Imperium

Nach dem Arabischen Frühling gewann das 
ägyptische Militär nie dagewesenen Einfluss. 
Es genießt die Unterstützung vieler Bürger, 
die das Militär als Retter betrachten, der 
Sicherheit und Stabilität wiederherstellte. 
Die Streitkräfte kontrollieren mit finanzieller 
Hilfe der Golf-Monarchien Politik und Wirt-
schaft.

Von Ingy Salama

Präsident Abdel Fattah el-Sisi beteuert, dass 
der Anteil von Unternehmen in Militärbesitz 
heutzutage nicht einmal zwei Prozent des 
ägyptischen Bruttoinlandprodukts betrage. 
Doch die Zahl scheint zu niedrig, wenn man 
die vielen Privilegien des Militärs betrach-
tet. Präzise Zahlen sind jedoch schwierig zu 
bekommen. Das Militär ist eine Blackbox, 
da es wenig Information über Hierarchien, 
Budget und Einfluss auf das öffentliche Le-
ben gibt. Laut Gesetz „Law 313“ dürfen jeg-
liche Nachrichten über die Streitkräfte nur 
mit der Autorisierung des Direktors des Mi-
litärgeheimdienstes publiziert werden.

Traditionell sind die Streitkräfte in 
Ägypten für die Bürger eine Quelle natio-
nalen Stolzes: 1952 entthronte eine Gruppe 
Militäroffiziere unter der Führung von Ga-
mal Abdel Nasser – bekannt als die „Freien 
Offiziere“ – den König und gründete die Re-
publik. Seitdem betrachten sich die Streit-
kräfte als Hüter und Führer der nationalen 
Entwicklung (siehe meinen Aufsatz in D+C/
E+Z e-Paper 2017/02, S. 23).

Während seiner Präsidentschaft ver-
staatlichte Nasser (1956–1970) mehrere Un-
ternehmen und legte die Grundlage für eine 
Industrialisierung unter der Aufsicht des 
Militärs. Der Bau des Assuan-Staudamms 
und die Verstaatlichung des Suez-Kanals 
waren Beispiele für die neue Rolle des Mili-
tärs in der Innenpolitik und Ökonomie.

Auf Nasser folgte Anwar el-Sadat 
(1970–1981), der mit einer Politik der offenen 
Tür ausländische Investoren anlockte. Er 
reduzierte die Zahl der Offiziere in Schlüs-
selpositionen, aber achtete darauf, dass die 
Streitkräfte in ökonomischen Belangen ihre 
privilegierte Rolle behielten. Weitere mili-
täreigene Unternehmen wurden gegründet. 

Dahinter stand die Idee, dass sie die Armee 
und den Binnenmarkt mit erschwinglichen 
Gütern versorgen könnten.

Nach Sadats Ermordung 1981 wurde 
Hosni Mubarak Präsident. Auch er war ein 
General, und er bewahrte die Rolle des Mi-
litärs als eine führende Institution im politi-
schen und wirtschaftlichen Leben. Mubarak 
setzte vorzugsweise pensionierte Generäle 
in Schlüsselpositionen ein. 1986 erließ sei-
ne Regierung die Steuern für Importe des 
Verteidigungsministeriums und des Staats-
ministeriums für militärische Produktion. 
1997 verfügte Mubarak per Erlass, dass das 
Militär jede unbestellte Ackerbaufläche be-
wirtschaften dürfe.

Die Rolle des Militärs in der Wirtschaft 
wurde als sozial verantwortlich betrachtet, 
weil es die Märkte mit Gütern zu akzep-
tablen Preisen belieferte. Manchmal griff 
das Militär ein, um das Leben der Menschen 
zu erleichtern – so etwa 2008, als es eine 
Brotknappheit gab: Mubarak forderte da-
mals die Streitkräfte auf, die Produktion in 
den militäreigenen Bäckereien zu erhöhen.

Die Aufstände von 2011 läuteten eine 
weitere Phase der Militarisierung Ägyptens 
ein. Riesige Demonstrationen forderten 
„Brot, Freiheit und soziale Gerechtig-
keit“. Präsident Mubarak trat zurück, und 
der Oberste Rat der Streitkräfte (Supreme 
Council of the Armed Forces – SCAF), eine 
Gruppe hoher Militärs, ergriff die Macht. 
Die Polizei zog sich von den Straßen zurück 
und die Menschen hießen die Soldaten will-
kommen, die strategisch sichtbar in Kairo 
und anderen Orten stationiert wurden. Die 
Polizeikräfte wurden als korrupte Diener 
eines diskreditierten Regimes betrachtet, 
die Armee hingegen als Hüter der Stabilität. 
Die Medien berichteten obendrein, dass das 
Militär der Regierung hohe Geldsummen 
geliehen hatte, um die Wirtschaft zu stüt-
zen.
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Die Kontrolle über den Suez-Kanal gibt Ägyptens Militär politischen und finanziellen Einfluss.

Ägypten
 Kairo

https://www.dandc.eu/de/contributors/ingy-salama
https://www.dandc.eu/de/article/aegypten-haben-unterschiedliche-vorstellungen-der-nation-unterschiedlichen-politischen
https://www.dandc.eu/de/article/aegypten-haben-unterschiedliche-vorstellungen-der-nation-unterschiedlichen-politischen
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Gleichzeitig wies das Militär jegliche 
Kritik an seinem Wirtschaftsimperium zu-
rück. General Mahmoud Nasr erklärte 2012 
im Namen des Verteidigungsministeriums, 
dass das Militär „niemals militärisch kon-
trollierte Projekte irgendeiner anderen Auto-
rität übergeben würde“. Seiner Ansicht nach 
waren diese Unternehmen kein staatliches 
Eigentum, sondern entstanden „aus dem 
Schweiß des Verteidigungsministeriums“.

Während des Arabischen Frühlings 
gab es auch Arbeiterunruhen in Ägypten. 
Sit-ins und Streiks waren an der Tagesord-
nung. Der SCAF schlug die Streiks nieder. 
Demonstranten wurden vertrieben und 
viele verhaftet.

2012 wurde Mohamed Mursi von der 
lang unterdrückten Muslimbruderschaft 
zum Präsidenten gewählt. Nasser hatte sie 
verboten mit der Begründung, sie seien 
1954 in ein Mordkomplott verwickelt gewe-
sen. Sadats und Mubaraks Haltung war die 
gleiche. Viele Muslimbrüder saßen im Ge-
fängnis.

Eine neue Verfassung gab dem Mili-
tär rechtliche Immunität und schützte es 
vor öffentlichen Untersuchungen. Mursis 
Beziehungen zum Militär verschlechterten 
sich jedoch rapide, als er Pläne bekanntgab, 
den Suez-Kanal-Korridor zu entwickeln und 
ihn in einer Partnerschaft zusammen mit 
Indien in eine lukrative industrielle Zone 
zu verwandeln – ohne dies vorher mit dem 
Verteidigungsministerium abgesprochen zu 
haben Für Ägyptens Militär war der Suez-

Kanal immer von höchstem geschäftlichen 
Wert. Entsprechend wiesen die Streitkräfte 
Mursis Pläne ab.

El-Sisis Weg zur Macht

2013 wurde Mursi durch einen blutigen Mili-
tärputsch gestürzt und General Abdel Fattah 
el-Sisi kam als Führer einer Militärjunta an 
die Macht. Hunderte Muslimbrüder wurden 
getötet. Während seiner Ankündigung, als 
Präsident zu kandidieren, trug el-Sisi 2014 
seine Uniform und zog sich erst später aus 
dem Militär zurück, um seine Wahlkam-
pagne als Zivilist zu führen. Er gewann die 
Wahlen, doch die Muslimbrüder, welche die 
vorherigen Wahlen in Ägypten gewonnen 
hatten, durften gar nicht antreten. Auf der 
anderen Seite war Mursi immer unpopu-
lärer geworden, da er das harte Leben der 
Menschen nicht erleichtert, sondern den 
Staat seiner religiösen Bewegung unterge-
ordnet hatte. Massive Proteste hatten seine 
Absetzung gefordert, und deswegen stütz-
ten viele Ägypter el-Sisis harte Haltung ge-
genüber den Muslimbrüdern. Die Medien 
stellten es so dar, dass das Militär auf Seiten 
des Volkes stand.

Heute ist el-Sisis Regierung finan-
ziell von den Golfstaaten abhängig. Der 
Einfluss des Militärs hat unter seiner Präsi-
dentschaft zugenommen. So etwa betreibt 
el-Sisi zwei Megaprojekte mit direkter mi-
litärischer Beteiligung: den Ausbau des 
Suez-Kanals und den Bau einer neuen 

Hauptstadt. 2015 erlaubte seine Regierung 
Offizieren des Militärs, Polizei und des Ge-
heimdienstes, private Sicherheitsfirmen zu 
gründen. Gleichzeitig sind militäreigene 
Unternehmen in allen wirtschaftlichen Be-
reichen aktiv.

Obwohl das Regime scheinbar strikte 
Kontrolle über das Land ausübt, gibt es of-
fenbar Konflikte mit dem „tiefen Staat“: So 
säuberte el-Sisi den Geheimdienst; mehr als 
100 Beamte wurden entlassen. Mitte Janu-
ar entließ el-Sisi den Direktor des Geheim-
dienstes und ersetzte ihn vorläufig mit sei-
nen Stabschef General Major Abbas Kamel.

Währenddessen wächst die Unzufrie-
denheit in anderen staatlichen Instituti-
onen. El-Sisi wurde öffentlich von mehreren 
Militärführern kritisiert, weil er zwei Inseln 
im Roten Meer an Saudi-Arabien überge-
ben und Ägyptens Anspruch aufgegeben 
hatte. Obendrein tweetete Generalleutnant 
Ahmad Shafik ein scharf formuliertes State-
ment gegen el-Sisi, als Ägypten den Bau des 
äthiopischen Renaissance-Damms strom-
aufwärts am Nil nicht unterbinden konnte. 
In der Regel ist jedoch öffentliche Kritik an 
dem Regime selten geworden. Ägyptens Me-
dien sind nicht frei (siehe Kasten unten).

Ingy Salama 

ist eine ägyptische 

Journalistin und Medien-

spezialistin. Sie lebt in 

Deutschland. 

ingysalama@hotmail.com

Kontrollierte Medien 

Seit dem Sturz von Präsident 
Mohamed Mursi in Ägypten im 
Jahr 2013 ist das Regime von 
Abdel Fatah el-Sisi auf zweier-
lei Arten mit den Medien umge-
gangen: Auf der einen Seite wur-
den „Medienarme“ innerhalb 
des Systems gebildet, indem 
Bündnisse mit den ägyptischen 
Medienhäusern geschmiedet 
wurden. Auf der anderen Seite 
zerschlug das Regime kritische 
Medien, indem Webseiten blo-
ckiert und kritische Sendungen 

verboten wurden. Viele Jour-
nalisten wurden verhaftet. Der 
Einfluss des Regimes auf die 
Medien weitete sich enorm 
aus, dank Geschäftsleuten mit 
Verbindungen zum Militär. So 
zum Beispiel wurde der private 
TV-Kanal Al-Hayat von einer 
Sicherheitsfirma namens „Fal-
con“ übernommen. Laut der 
staatlichen Zeitung Ahram ist 
der Generaldirektor von Falcon 
ein ehemaliger hoher Beam-
ter des militärischen Abwehr-

dienstes und der frühere Chef 
der Radio- und Fernseh-Regu-
lierungsbehörde. 

ONTV, ein populärer pri-
vater TV-Kanal, der während 
der Aufstände 2011 kritische 
Kommentare gegen die Regie-
rung des früheren Präsidenten 
Mubarak ausstrahlte, ist von 
dem Milliardär Ahmad Abu-
Hashima übernommen wor-
den, der eng mit Präsident el-Si-
si verbandelt ist. Abu-Hashima 
besaß auch 50 Prozent der Pro-
duktionsfirma „Egypt for cine-
ma“, die pro-militärische Filme 
produzierte. Im Dezember 2017 
jedoch übernahm eine neu ge-

gründete Firma namens „Eagle 
Capital“ alle Anteile. „Eagle 
Capital“ ist ein privater Akti-
enfonds im Besitz des General 
Intelligence Service. 

Laut des weltweiten Pres-
sefreiheits-Index 2017, zusam-
mengestellt von Reporter ohne 
Grenzen, ist Ägypten eines der 
Länder, wo Journalisten am 
wenigsten unabhängig arbei-
ten können. Von 180 Ländern 
steht Ägypten auf 161. Stelle. 
Auf der Landkarte der interna-
tionalen Nichtregierungsorga-
nisation ist es schwarz markiert 
– ebenso wie China, Iran und 
Saudi-Arabien. (isa)
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Durchwachsene Bilanz

In Westafrika hat regionale Militärkoopera-
tion dazu beigetragen, demokratische Prin-
zipien durchzusetzen und Bürgerkriege zu 
begrenzen. In diesem Sinne ist die Wirt-
schaftsgemeinschaft afrikanischer Staaten 
(Economic Community of West African 
States – ECOWAS) beispielhaft. Vladimir 
Antwi-Danso vom Ghana Armed Forces 
Command & Staff College warnt dennoch, 
ernste Probleme bestünden fort.

Vladimir Antwi-Danso im Interview mit Hans 
Dembowski

Die ECOWAS entstand als Wirtschaftsge-
meinschaft, wurde aber international durch 
Interventionen in die Bürgerkriege von Libe-
ria und Sierra Leone bekannt. Wie kam das?
In der Tat wurde die ECOWAS 1975 mit dem 
Ziel enger wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
der 15 Mitgliedsländer gegründet, deren so-
zioökonomische Verhältnisse ähnlich wa-
ren. Wegen des historischen Kontexts von 
Kolonialherrschaft, Verwaltungskulturen 
und Sprachen gab es jedoch Stolpersteine. 
Die Regionalorganisationen sahen sich bald 
mit politischen Krisen konfrontiert – ein-
schließlich Bürgerkrieg, Militärputsch und 
Staatsstreich. Folglich wurde Sicherheit 
zum zentralen Thema. Regionalintegration 
ist ohne politische Stabilität nicht zu haben. 
1989 wurde ein Verteidigungspakt verab-
schiedet und die regionale Truppe ECOMOG 
(ECOWAS Monitoring Group) geschaffen, 
um auf die Aufstände in Liberia und Sierra 
Leone zu reagieren. Die ECOMOG trug zur 
Beendigung der Gewalt und dem Peacekee-
ping in beiden Ländern bei.

Welche langfristigen Folgen hatte das?
Die ECOMOG half beim Wiederaufbau nach 
dem Krieg sowie bei der Entwaffnung, De-
mobilisierung und Wiedereingliederung 
von ehemaligen Kämpfern. Sie wurde auch 
in Guinea-Bissau sowie in der Republik Gui-
nea aktiv. In Kooperation mit französischen 
Truppen half eine kollektive ECOWAS-In-
tervention zudem, in Mali nach dem Mili-
tärputsch von 2012 die Demokratie wieder
herzustellen. Voriges Jahr akzeptierte dann 
der langjährige Diktator von Gambia, Yahya 

Jammeh, seine Wahlniederlage erst, nach-
dem die ECOWAS eine militärische Inter-
vention gestartet hatte. Ähnlich hatte die 
ECOWAS auch mit einem militärischen Ein-
griff gedroht, um in der Elfenbeinküste Lau-
rent Gbagbo abzusetzen, der seine Wahlnie-
derlage 2009 nicht eingestehen wollte. Auch 
dort griffen französische Truppen ein, und 
ECOWAS-Einheiten hätten sie unterstützt, 
wenn Gbagbo nicht schnell gefasst worden 
wäre.

Die Wurzeln der Demokratie scheinen heute 
in Westafrika tiefer zu sein als in anderen 
Regionen des Kontinents. Warum ist die 
ECOWAS ein Vorreiter?
Es ist richtig, dass demokratische Prin-
zipien in Westafrika stärker als anderswo 

betont werden. Das liegt vor allem an der 
neuen Elite, die um den Millenniumswech-
sel herum an die Macht kam. Führungsper-
sönlichkeiten waren zum Beispiel Abdoula-
ye Wade im Senegal, John Kufuor in Ghana, 

Olusegun Obasanjo in Nigeria und Mama-
dou Tandja in Niger. Sie hielten die Fackel 
der Demokratie hoch und kooperierten gut 
miteinander. In gewissem Maße mögen 
westafrikanische Erfahrungen mit Bürger-
krieg und autoritärer Herrschaft dazu bei-
getragen haben. Obasanjo war selbst ein 
ehemaliger Militärherrscher. Zweifellos 
spiegelten die neuen Konzepte aber auch 
die multilaterale Debatte jener Jahre wider. 
Leider hatten diese Spitzenpolitiker afrika-
weit nicht dasselbe Echo, sondern waren 
nur Referenzgrößen unter vielen anderen.

Was geschieht, um in den Streitkräften der 
ECOWAS-Mitglieder eine demokratische 
Kultur zu verankern?
In fast allen Mitgliedsländern wurden die 
Spielregeln dem Prinzip des Primats der 
zivilen Politik über das Militär angepasst. 
Unmittelbar nach der Unabhängigkeit war 
das anders; damals war die Verflechtung 
von Politik und Militär normal. Die Streit-
kräfte waren quasi ein Anhängsel der je-

weiligen Regierungspartei. Heute unterliegt 
das Militär parlamentarischer Aufsicht. In 
Ghana debattieren und beschließen die 
Volksvertreter beispielsweise den Verteidi-
gungshaushalt. Sie können auch den Ver- Fo
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Im Dezember 2016 erklärten vier gewählte Staatsoberhäupter – Muhammadu Buhari aus Nigeria, 

Ellen Johnson Sirleaf aus Liberia (linke Seite), Ernest Bai Koroma aus Sierra Leone und John 

Dramani Mahama aus Ghana (rechte Seite) – Gambias Diktator Yahya Jammeh (Mitte), dass 

seine Zeit abgelaufen war. Johnson Sirleaf und Mahama sind mittlerweile abgewählt. 
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teidigungsminister zur Verantwortung zie-
hen, der sich ihren Fragen stellen muss. Der 
Rechnungshof prüft Militärmanagement 
und -beschaffung. Grundsätzlich sind die 
Streitkräfte nun ein Instrument des demo-
kratischen Staates.

Hat sich denn die Denkweise der Generäle 
entsprechend verändert?
In Westafrika streben sie heute generell die 
Konsolidierung der Demokratie an. Dass sie 
keine Putsch-Mentalität mehr haben, liegt 
meiner Meinung nach an drei miteinander 
verflochtenen Faktoren:

●● In der internationalen Arena werden 
Militärputsche abgelehnt. Früher gab es im 
kalten Krieg für Staatsstreiche Unterstüt-
zung entweder vom Osten oder vom Westen. 
Heute verurteilen die UN solche Schritte. 
Zudem haben diverse regionale Organisati-
onen Protokolle verabschiedet, die gesetzes-
widrige Regierungswechsel untersagen. Die 
Afrikanische Union hat das 2001 getan, die 
ECOWAS folgte drei Jahre später nach.

●● Viele Spitzenoffiziere sind jetzt hoch-
gebildet, sodass sie die Weltordnung höher 
bewerten und ihnen die Relevanz der De-
mokratisierung einleuchtet.

●● Das Militär hat für die innere Sicher-
heit eine höhere Bedeutung und wird auf 
unkonventionelle Weise eingesetzt, zum 
Beispiel für Peacekeeping oder in Kon-
flikten mit geringer Intensität. Das spiegelt 
sich in Ausbildung und Orientierung wider. 

Internationale Organisationen betonen gute 
Regierungsführung, und ihre Friedensmis-
sionen bieten Karrierechancen. Motiviert 
vielleicht auch das die Generäle, ihre Aus-
sichten nicht dadurch zu beeinträchtigen, 
dass sie die eigene Regierung stürzen?
Richtig ist, dass Friedenseinsätze für die 
Soldaten und ihre Länder finanziell attrak-
tiv sind. Ich denke aber nicht, dass deswe-
gen die Neigung zu Militärputschen zurück-
gegangen ist. Für Friedenseinsätze werden 
auch Truppen aus autoritär regierten Län-
dern herangezogen, also ist die Qualität der 
nationalen Regierungsführung keine Vorbe-
dingung der Teilnahme.

Würden Sie sagen, dass Westafrika die Lek-
tionen von Militärherrschaft und Bürgerkrie-
gen gelernt hat?
Das wäre zu optimistisch. Die Bilanz ist 
durchwachsen. Die Generäle mögen einige 
Lektionen gelernt haben, aber ich glaube 

nicht, dass ihre Einsichten in der Gesell-
schaft weit verbreitet sind. Die Demokra-
tisierung Westafrikas beruht vor allem auf 
globalen Trends. Es gab innenpolitische 
Dynamiken sowie den Druck der internati-
onalen Gemeinschaft. Nach dem Ende des 
kalten Kriegs und dem Zusammenbruch des 
Kommunismus war monolithische Regie-
rungsführung diskreditiert. Die Rückkehr 
ziviler Herrschaft war afrikaweit zu beobach-
ten. Wir stehen aber leider wieder da, wo wir 
angefangen haben. Schlechte Regierungs-
führung und Korruption sind üblich. Staat-
liche Ressourcen und Institutionen werden 
missbraucht. Amigo-Systeme, Klientelismus, 
Ausgrenzung, Politik der Rache, Verschwen-
dung, Wahlmanipulation – all das lässt sich 
weiter beobachten, und genau diese Dinge 
haben früher zu Staatsstreichen motiviert.

Militärdiktaturen haben die Probleme aber 
nicht gelöst.
Nein, denn die Offiziere waren sehr schnell 
selbst in diese Dinge verstrickt. Sie haben 
Afrikas Probleme weder verstanden noch 
gründlich analysiert. Die ungerechte welt-
weite Arbeitsteilung machte ihnen einen 
Strich durch die Rechnung. Sie waren Ge-
fangene der Missstände – besonders der 
Korruption –, die sie den zivilen Regie-
rungen angelasteten und die zu überwinden 
sie versprachen.

Ist die Ära der Militärputsche in Westafrika 
vorbei?
Das lässt sich schwerlich mit Emphase sa-
gen, denn das, was die Akteure angetrieben 
hat, ist immer noch gegeben. Das Problem 
ist schlechte Regierungsführung – mit Kor-
ruption, Verschwendung, Vetternwirtschaft 

und unkluger Wirtschaftspolitik. Wichtig ist 
auch, dass sich zu Staatsstreichen oft Offi-
ziere der mittleren und unteren Ränge, aber 
nicht die Generäle verschwören. Putsche 
sind also weiterhin möglich. Richtig ist aber 
auch, dass die ECOWAS die Hürden erhöht 
hat und es Putschisten schwer macht, sich 
an der Macht zu halten. 2012 wurde das Mi-
litärregime in Mali schnell wieder beseitigt.

In welchem Maße sind Streitkräfte der ECO-
WAS-Mitglieder in anderen afrikanischen 
Regionen und Friedenseinsätzen beteiligt?
Gemeinsam haben sie außerhalb der eige-
nen Region an keiner Mission teilgenom-
men, sondern nur innerhalb der ECOWAS 
auf Spannung reagiert. Die Afrikanische 
Union will mit zwei übergreifenden Mecha-
nismen demokratische Regierungsformen 
stärken und Frieden und Sicherheit gewähr-
leisten. Dabei geht es um die African Gover-
nance Architecture (AGA) und die African 
Peace and Security Architecture (APSA). Die 
ECOWAS folgt dem Aufruf der AU, als Teil 
der APSA eine Eingreiftruppe zu schaffen. 
Sie hätte schon 2010 bereitstehen sollen, 
aber der Termin wurde auf 2015 vertagt. 
Komplett etabliert ist sie immer noch nicht, 
aber es hat gemeinsame Übungen von Trup-
pen aus Nigeria, Benin und Mali gegeben, 
um die Verwirklichung der AU-Eingreif- 
truppe vorzubereiten.
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Tausende fliehen jeden Monat

Bewaffnete Aufständische, die einen Bürger-
krieg gewonnen haben, bauen gern selbst 
autoritäre Regime auf – Eritrea ist ein trau-
riges Beispiel dafür. Nach wie vor ist das 
Denken, geprägt durch den Konflikt, militä-
risch.

Von Diglel Fadi

Seit die Befreiungskräfte vor 26 Jahren die 
Unabhängigkeit erreichten, ist Eritrea ein 
Einparteienstaat. Eine Präsidentschafts-
wahl hat es nie gegeben. Alle Gouverneure, 
Bürgermeister und anderen politischen 
Führer sind Mitglieder des Militärs und der 
Partei. Das Regime setzt auf Gewalt und ein 
immenses Spionage-Netzwerk und zahlt im 
In- und Ausland für die Überwachung von 
Dissidenten – und von jedem, der einer sein 
könnte.

Die internationale Nichtregierungs-
organisation (NRO) Human Rights Watch 
berichtet: „Eritreer laufen Gefahr, willkür-
lich festgenommen und harten Haftbedin-
gungen ausgesetzt zu werden. In Eritrea gab 
es seit 2001 keine nationalen Wahlen, keine 
Legislative, keine unabhängigen Medien 

und keine unabhängigen NROs. Die Religi-
onsfreiheit ist stark eingeschränkt.“

1993 erlangte Eritrea nach 30 Jah-
ren gewalttätiger Konflikte (siehe Kasten, 
S. 25) die Unabhängigkeit von Äthiopien. 
Bis 1942 war Eritrea eine italienische Kolo-
nie; nachdem die italienischen Streitkräfte 
im 2. Weltkrieg geschlagen wurden, regier-
ten die Briten das Land. 1952 wurde es von 
Äthiopien – offiziell als Teil einer von den 
UN sanktionierten Föderation – annektiert. 
Äthiopische Regierungen, ob unter Kaiser 
Haile Selassie oder später dem kommunisti-
schen Diktator Mengistu Haile Mariam, un-
terdrückten die Unabhängigkeitsbewegung 
mit allen Mitteln.

1991 wurde Mengistu gestürzt. Da-
mals war Isayas Afewerki, der Anführer der 
Eritreischen Volksbefreiungsfront (EPLF), 
ein Verbündeter von Meles Zenawi, dem 
Anführer der Revolutionären Demokrati-
schen Front der Äthiopischen Völker – eines 
Zusammenschlusses von Rebellenbewe-
gungen verschiedener Regionen, die die 
Idee einer eritreischen Souveränität akzep-
tierten. 1993 wurde Eritrea ein souveräner 
Staat. Afewerki wurde Präsident und die 

EPLF zur Volksfront für Demokratie und Ge-
rechtigkeit (PFDJ), der einzigen politischen 
Partei der Nation.

Meles wurde Premierminister von 
Äthiopien. Er und Afewerki überwarfen 
sich, es kam in den späten 1990er Jahren 
zu einem brutalen Grenzkrieg, bei dem auf 
beiden Seiten Tausende von Soldaten star-
ben. Der Krieg kostete beide Länder schät-
zungsweise etwa eine Million Dollar pro 
Tag. Natürlich minderte das Blutvergießen 
die Armut nicht; aber durch Propaganda 
konnten die Regierungen ihre Macht im In-
land stärken.

Afewerki gab an, der Befreiungskrieg 
habe 65 000 Eritreer das Leben gekostet. 
Weitere 16 000 Menschen seien in den 
späten 1990er Jahren im Grenzkonflikt ge-
storben. Internationale Beobachter glau-
ben, dass es in beiden Konflikten weit mehr 
eritreische Opfer gab.

Unter Afewerki wurde eine Verfassung 
erarbeitet, aber nie umgesetzt. Sein Regime 
führt das Land wie eine Armee. Das Denken 
der Kommandeure ist vom Krieg geprägt. 
Den Anführern geht es inzwischen gut, doch 
ihre Truppen leben nach wie vor in Armut.

1994 führte die Afewerki-Regierung 
einen obligatorischen Wehrdienst ein. Je-
des Jahr werden 10 000 bis 25 000 Schüler 
rekrutiert und in Sawa, einem Ausbildungs-
lager der Armee, militärisch geschult. Alle 
Jugendlichen verbringen hier ihr 12. Schul-
jahr. Der Einsatz ist zeitlich unbefristet, 
und die Frauen und Männer wissen nicht, 
wie lange sie dienen müssen – manche 
kommen nicht vor ihrem 50. Geburtstag 
raus. Human Rights Watch schätzt, dass 
„mehrere tausend Menschen“ pro Monat 
aus Eritrea fliehen, um dem Wehrdienst zu 
entkommen.

Die ursprüngliche Idee war, durch den 
Dienst billige Arbeitskräfte für den Aufbau 
der Infrastruktur des Landes zu gewinnen. 
Straßenbau gehört zu den Pflichten der Re-
kruten. Es ist aber seit langem klar, dass der 
Dienst in Wirklichkeit die militärische Ide-
ologie des Regimes widerspiegelt. Viele Eri-
treer halten den Wehrdienst für ein Mittel, 
um die derzeitige Führung zu schützen.

Das Regime duldet auch innerhalb der 
eigenen Reihen keine Kritik. Nach der Jahr-
tausendwende drückte eine Gruppe von 15 
politisch aktiven EPLF-Mitgliedern ihren 
Frust über die Entwicklung des Landes aus 
und forderte freie Wahlen. Von den soge-
nannten „G15“ sitzen elf noch im Gefäng- Fo
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Flüchtlinge aus Eritrea demonstrieren vor dem AU-Büro in Addis Abeba und fordern, dass 

Präsident Isayas Afewerki sich für Verbrechen gegen die Menschlichkeit verantwortet. 
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nis, drei sind in die USA geflohen, und einer 
zeigte Reue und kehrte in die Reihen des 
Regimes zurück.

Die Freiheitskämpfer erlangten die 
Unabhängigkeit einst dank ihrer Entschlos-
senheit, Einheit und ihres Patriotismus. 
Dieser Geist ist längst verflogen, und die 
Regierung hat ihre Glaubwürdigkeit verlo-
ren. Dem heutigen Militär Eritreas gehören 
ehemalige Freiheitskämpfer und Auszubil-
dende aus dem Sawa-Lager an. Wegen der 
demografischen Entwicklung bilden die 
Jugendlichen die Mehrheit. Das Militär hat 
keine klare Ideologie mehr, es will einfach 

nur an der Macht bleiben. Seine jugend-
lichen Mitglieder sehen keine Perspektive 
für die Zukunft.

In den Augen der meisten Eritreer hat 
das gegenwärtige diktatorische Regime den 
Freiheitssieg „geraubt“. Ehemalige Frei-
heitskämpfer fühlen sich von der Regierung 
verraten; diese erkennt nicht an, welche Op-
fer sie gebracht haben, und lässt sie in Ar-
mut leiden.

Leider sieht es im benachbarten Äthi-
opien nicht viel besser aus: Die Menschen-
rechtslage ist düster, die Wahlen sind ein 
Witz. 2015 gewann die regierende Partei 

jeden einzelnen Sitz im äthiopischen Par-
lament. Die Rebellenbewegungen, die Men-
gistu stürzten, haben die Menschen leider 
nicht befreit, sondern einfach ihre Spitzen-
politiker an die Macht gebracht.

Diglel Fadi 

ist das Pseudonym eines eritreischen 

Flüchtlings, der aus oben beschriebenen 

Gründen anonym bleiben möchte. Die 

Redaktion von D+C/E+Z steht mit ihm in 

Kontakt. 

euz.editor@fazit-communication.de

30 Jahre Guerillakrieg

Eritreas Unabhängigkeits-
kampf begann in den 1950er 
Jahren als heimliche Bewe-
gung. 1961 startete der Befrei-
ungskrieg offiziell.

Eine Handvoll im Kai-
roer Exil lebende eritreische 
Studenten gründeten die Eri-
treische Befreiungsfront (ELF). 
Die entscheidenden Köpfe 
waren Weldeab Woldemari-
am, Scheich Ibrahim Sultan 
und Mohamed Adem. 300 eri-
treische Studenten schlossen 
sich ihnen zum bewaffneten 
Kampf an. Die Bewegung war 
weitgehend das Werk musli-
mischer Männer, die Äthiopi-
ens Präsenz in Eritrea störte. 
Über eine Radiosendung aus 
Kairo wollten sie alle Eritreer 
erreichen und internationale 
Aufmerksamkeit erregen.

Die ELF nutzte Guerilla-
Taktiken, um äthiopische Trup-
pen anzugreifen. Die Freiheits-
kämpfer hielten sich im Busch 
und in den Bergen auf und wa-
ren ständig auf der Hut vor dem 
Feind. Sie hatten weder mili-
tärische Ausrüstung noch das 
entsprechende Training.

Die Freiheitskämpfer 
lehnten Äthiopiens Kaiser Hai-
le Selassie ab. Die Lage bes-

serte sich jedoch auch nicht, 
nachdem der marxistische 
Revolutionär Mengistu Haile 
Mariam ihn 1974 gestürzt hat-
te. Mengistu hat das Unabhän-
gigkeitsstreben der Eritreer nie 
akzeptiert. Er behandelte sie 
ausgesprochen brutal und grün-
dete eine der gefürchtetsten 

Streitkräfte Afrikas. Seiner An-
sicht nach sollte Eritrea immer 
Teil von Äthiopien bleiben.

Das Mengistu-Regime 
demontierte lokale Fabriken in 
Eritrea und brachte die Einzel-
teile nach Addis Abeba. Etliche 
eritreische Männer und Frauen 
traten der Befreiungsbewegung 
bei. Die Sowjetunion unter-

stützte das kommunistische 
Regime militärisch, wobei ihre 
Ausrüstung gelegentlich in die 
Hände der Freiheitskämpfer 
gelangte. Schon 1978 soll die 
Befreiungsbewegung aus meh-
reren 100 000 Kämpfern be-
standen haben.

In den späten 1970er Jah-
ren kam es innerhalb der ELF 
zu erheblichen ideologischen 
Verwerfungen. Zwei Frakti-
onen gerieten in einen erbit-

terten Kampf, der als „Geschwi-
sterkrieg“ bekannt wurde. Die 
Kämpfe waren traumatisch, da 
Loyalität für jede heimliche Be-
wegung eine Frage des Überle-
bens ist. Rebellenführer erwar-
ten absoluten Gehorsam von 
ihren Untergebenen und sind 
schnell bereit, vermeintliche 
Verräter zu „beseitigen“. 1981 

spaltete sich die Eritreische 
Volksbefreiungsfront (EPLF) 
von der ELF ab. Sie erwies sich 
langfristig als die stärkere Kraft.

In den 30 Jahren bewaff-
neten Konflikts spielten die eri-
treischen Frauen eine Schlüs-
selrolle. Einige schlossen sich 
freiwillig an, andere wurden 
gewaltsam aus ihren Dörfern 
rekrutiert. Sie zogen mit in den 
Krieg und wurden so Teil der 
Befreiungsbewegung. Man-
chen wurde die Rolle von Aus-
bilderinnen, Lehrerinnen und 
Ärztinnen zugeteilt, andere 
erlangten wichtige militärische 
Positionen.

Musik war für die EPLF 
von strategischer Bedeutung. 
Sie rekrutierte gute Musiker, 
um die Moral durch patrio-
tische Lieder und Tänze zu stei-
gern; sie schaffte es sogar, in 
den Bergen einen Radiosender 
zu errichten und Informatio-
nen und Musik zu senden.

Als mit der Zeit immer 
mehr Kämpfer hinzukamen, 
richtete die EPLF provisorische 
Militärlager ein. Die Ausbildung 
dauerte zwischen einem und 
sechs Monaten und beinhaltete 
harte körperliche Arbeit – selbst 
unter Beschuss von Feinden 
mussten Gräben ausgehoben 
werden. EPLF-Kämpfer wech-
selten häufig den Ort und 
brauchten dafür Kamele. (df)

eritrea

 Asmara
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„Der Staat existiert nach seiner 
komplett eigenen Logik“

In der Demokratischen Republik Kongo 
gehört militärische Gewalt seit vielen Jahren 
zum Alltag. Neben der Armee gibt es zahl-
reiche andere Gewaltakteure, unter denen 
die Bevölkerung zu leiden hat. Neues Kon-
fliktpotenzial birgt die Präsidentenwahl, die 
laut Verfassung Ende 2016 hätte stattfinden 
sollen, aber noch nicht stattgefunden hat, 
weil der amtierende Präsident Joseph Kabila 
sein Amt nicht verlieren möchte. Eine fried-
liche Lösung scheint in weiter Ferne. Wer wie 
warum im Land agiert, erläutert der Kongo-
Experte Christoph Vogel von der Universität 
Zürich.

Christoph Vogel im Interview mit Sabine Balk

Wie sieht die generelle Situation bezüglich 
Militär und Rebellen im Kongo derzeit aus?
Abgesehen von den speziellen Problemen 
im Ostkongo, die seit langer Zeit schwelen, 
ist die Lage im ganzen Land derzeit sehr 
kritisch. Der Grund sind alle Fragen rund 
um die Präsidentenwahl. Das hat dazu ge-
führt, dass es viele politische Spannungen 
gibt, weil im Prinzip alle Akteure von dieser 
Unsicherheit betroffen sind. Dazu gehören 
sowohl Politiker von Regierung und Opposi-
tion als auch andere Akteure wie die katho-
lische Kirche, die immer schon eine wich-
tige Rolle im Kongo gespielt hat, wie auch 
Bürgerbewegungen. Keiner weiß, wie es in 
den nächsten sechs bis 12 Monaten weiter-
geht. Es gibt immer wieder Demonstrati-
onen, die teils gewaltsam niedergeschlagen 
werden, und viele politische Ränkespiele 
hinter den Kulissen. Das bringt auch auf 
Provinzebene und besonders im historisch 
unruhigen Osten des Landes viel Unruhe 
bei den politischen und den militärischen 
Akteuren.

Wie ist die Rolle der regulären Armee im 
Kongo?
Aus der Vogelperspektive kann man sie als 
ambivalent bezeichnen. Sie ist eine Art Cha-
mäleon, das die Farbe seiner Umgebung an-
nimmt. Das bedeutet, dass es innerhalb der 

Armee sehr große Unterschiede gibt, teils 
wegen ihrer Größe, aber auch wegen ihrer 
heterogenen Zusammensetzung. Es gibt 
Einheiten und Kommandanten, die machen 
einen fantastischen Job, sind integer und 
patriotisch und verüben keine Menschen-
rechtsverletzungen – und dann gibt es das 
genaue Gegenteil. Und dazwischen gibt es 
auch sehr viel. Das macht es sehr schwer, 
ein Pauschalurteil abzugeben. Numerisch 
stimmt es, dass die Armee der Akteur ist, der 
die meisten Menschenrechtsverletzungen 
im Kongo begeht. Aber die Armee hat auch 
mehr Kämpfer als alle bewaffneten Gruppen 
– eine genaue Zahl ist allerdings schwer zu 
bestimmen, weil die Register nicht auf dem 
aktuellen Stand sind. Generell kann man 
sagen, dass die Armee und auch die Polizei 
im Kongo sehr stark ins öffentliche Leben 
eingebunden sind. Rein aufgrund der oft 
verspäteten Soldzahlungen sieht man Sol-
daten auf der Straße Nebenjobs ausführen, 
sie verkaufen etwa Gemüse oder andere 
Güter. Außerdem holen sich Soldaten ihren 
fehlenden Sold oft auch auf anderen We-
gen, indem sie auf den Straßen echte oder 
vorgeschobene Steuern erheben. Das ist oft 
eine Überlebensstrategie und wird von der 
Zivilbevölkerung ein Stück weit akzeptiert, 
solange es sich in Grenzen hält.

Warum gibt es im Kongo so viele Rebellen-
gruppen?

Wie in jedem Konfliktgebiet kommen im 
Kongo viele Gründe zusammen. Es gibt ein 
paar generelle Faktoren: Das Land ist ein-
fach unglaublich groß, das größte Flächen-
land Subsahara-Afrikas, die Infrastruktur ist 
extrem schlecht, weshalb ein Großteil des 
Landes schwer zugänglich ist. Der Staat ist 
entgegen aller Gerüchte nicht zerfallen und 
existiert sehr sichtbar und spürbar auch für 
die Bevölkerung. Sogar in kleinsten Dörfern 
gibt es einen Polizisten, Soldaten oder Be-
amten. Aber der Staat existiert nach seiner 
komplett eigenen Logik. Das ist ein Teil des 
Problems. Politisch wurden in den vergan-
genen 25 Jahren viele Fehler gemacht. Der 
Zusammenbruch des Mobutu-Regimes und 
externe Ereignisse wie die Auswirkungen 
des ruandischen Genozids mit der Flucht 
der Völkermörder über die Grenzen haben 
den Nährboden für die heutige Situation 
gesetzt. Seitdem gibt es einen Zyklus von 
Gewaltmobilisierung und Momente, wo der 
schwelende Konflikt überkocht. Zum Bei-
spiel hat sich die Sicherheitssituation nach 
den Wahlen 2006 und 2011 verschlechtert. 
Danach kamen bestimmte starke Rebellen-
gruppen auf, die die Kraft hatten, auch über 
lokale Konflikte hinaus, den Staat in Be-
drängnis zu bringen. Davon gab es in den 
vergangenen 25 Jahren mehrere Wellen.

Warum führten die Bemühungen der UN-
Mission Monusco bislang zu wenig Erfolg?
Die UN-Mission und andere diplomatische 
Aktionen haben nicht die idealen Antwor-
ten gefunden, wie man diese Krise beenden 
kann. Es gab beispielsweise einige Demobi-
lisierungsprogramme, die gut gemeint, aber 
nicht erfolgreich waren. Teils wurden Fehler 
gemacht, teils hat es auch an politischem 
Willen gemangelt. Es ist aber unglaub-
lich schwer, Demobilisierungsprogramme 
durchzuführen. Hinzu kommt, dass die 
Regierung eine relativ hastige Integration 
früherer Rebellen in die Armee vorgenom-
men hat, was innerhalb des Militärapparats 
Parallelstrukturen geschaffen hat. Gleich-
zeitig hat diese Rebellenintegration, bei der 
man Anführer teils herausgekauft und sie 
zu Generälen gemacht hat, sehr viele Unzu-
friedene hinterlassen, weil bei weitem nicht 
Platz für alle war. Das hat gerade in den 
letzten vier bis fünf Jahren zu einer großen 
Fragmentierung der Rebellengruppen ge-
führt. Während man vor zehn Jahren etwa 
20 bis 30 Gruppen ausmachen konnte, zäh-
len wir heute zirka 120 Rebellengruppen.

Demokratische  
Republik Kongo

 Kinshasa

https://www.dandc.eu/de/contributors/christoph-vogel
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Was sind die Ziele dieser Rebellengruppen?
Viele der bewaffneten Gruppen denken im-
mer mehr politisch, auch wenn es oft nicht 
über das lokale Niveau hinausgeht. Es geht 
oft um „customary power“, die Macht der 
traditionellen Könige und Leader, aber teils 
auch um ethnische Spannungen, die oft erst 
durch politische Manipulation durch die je-
weiligen Eliten heraufbeschworen werden. 
Grundsätzlich sind Politik und Wirtschaft 
eng verflochten. Es hat sich das Narrativ he-
rausgebildet, dass es den Rebellen im Ost-
kongo hauptsächlich um die Rohstoffe geht. 
Mir scheint dies ein Trugschluss zu sein, 
eine Interpretation, die es uns erschwert, 
wirklich zu verstehen, was dahintersteckt. 
In der Kampagnenarbeit zahlreicher Organi-
sationen ist das Thema Konfliktmineralien 
jedoch sehr dominant. Die verschiedenen 
Generationen der Konfliktakteure mussten 
ihre Kriege finanzieren, da hat man sich 
sicher auch den Rohstoffen verschrieben. 
Aber in Gegenden, in denen es keine Roh-
stoffe gibt, haben sich die Rebellen andere 
Geldquellen wie Marihuana-Anbau oder 
illegale Steuern erschlossen. Die Gruppen 
waren immer pragmatisch, wenn es darum 
ging, sich zu finanzieren. An den Rohstoffen 
haben sich sicher auch die Warlords berei-
chert, aber kongolesische und internationa-
le Geschäftsleute sicher in noch viel größe-
rem Maße.

Wie schwer ist es, die bewaffneten Gruppen 
im Kongo zu identifizieren?
Im Einzelfall muss man jede Gewalttat und 
jede Kampfhandlung nachprüfen, weil die 
Gründe dafür oft sehr undurchsichtig sind. 
Man kann auch tatsächlich oft nur schwer 
sagen, welche Gruppe agiert. Denn viele Re-
bellen haben in mehr als 25 Jahren gelernt, 
wie man geschickt hinter den Kulissen 
agiert. Auch politische Strippenzieher ha-
ben gelernt, wie man sich in diese Konflikte 
einbringt, ohne immer sichtbar zu sein. Es 
gibt seit 16 Jahren Expertengruppen der 
UN, so genannte Panels, die nichts anderes 
tun, als genau nachzuforschen, wer hinter 
welcher Kampfhandlung, hinter welchem 
Massaker oder illegalen Geschäften steckt. 
Ich selbst habe von 2016 bis 2017 in diesem 
Panel gearbeitet. Seit Ende 2016 gibt es den 
Kivu Security Tracker, ein Projekt, bei dem 
es darum geht, konkrete Attacken im Ost-
kongo festzumachen und zu identifizieren, 
wer dahintersteckt. Das Projekt wird feder-
führend von der Congo Research Group ge-
leitet, einer kleinen Forschungsgruppe an 
der New York University.

Dabei haben Sie 120 Rebellengruppen 
identifiziert. Wie sind Sie vorgegangen?
Es dauert wegen der großen Anzahl an 
Gruppen sehr lange, sie zu identifizieren. 
Dennoch ist es einfacher zu sagen, wer die-

se Gruppen und ihre Anführer sind und in 
welchen Gebieten sie agieren, als für jede 
Gruppe zu erforschen, welche politischen 
Verbindungen und Ziele es gibt. In der 
jüngsten Auflage unserer Kartografie haben 
wir erstmals Kurzbiografien für alle bewaff-
neten Gruppen verfasst. Aber das sind lei-
der nur sehr oberflächliche Informationen. 
Im Grunde könnte man für jede Gruppe eine 
eigene Forschungsarbeit machen. Dennoch 
überprüfen wir alle Daten mehrfach und 
checken sie mit weiteren Quellen gegen. Die 
Rohdaten hat ein Team von kongolesischen 
Forschern und Menschenrechtsaktivisten, 
die über die Provinzen Nord- und Süd-Kivu 
verteilt sind, für uns gesammelt.

Können die Einheimischen denn überhaupt 
unterscheiden, wer sie angreift?
Anhand der Uniform sind die Kämpfer nicht 
unbedingt zu erkennen, weil aufgrund der 
verschiedenen Wellen der Integration der 
Rebellen in die Armee und die Kreierung 
neuer Gruppen oder durch Verkauf von ein-
zelnen Uniformen die wenigsten eindeutig 
unterscheidbare Uniformen tragen. Man 
kann natürlich sagen, wenn eine größere 
Gruppe relativ neue Armeeuniformen trägt 
und alle gleich aussehen, dass es wahr-
scheinlich eine offizielle Armeeeinheit ist. 
Bei vielen Bewaffneten ist es so, dass man-
che nur eine Armeejacke oder -hose tragen 

Kindersoldaten in 

Goma: Einheitliche 

Uniformen haben die 

Kämpfer nicht, dafür 

aber Waffen.
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und ansonsten zivil gekleidet sind. Die Spra-
che, die die Angreifer sprechen, kann schon 
eher einen Anhaltspunkt geben, um wen es 
sich handelt, denn im gesamten Kongo wer-
den rund 250 Sprachen gesprochen, Dialekte 
nicht mitgezählt. Ansonsten gibt es eine 
Reihe von Faktoren wie den Habitus oder 
die Organisationsstruktur, die die Angreifer 
verraten. Generell hat die Bevölkerung ein 
relativ gutes Gespür dafür, wer sie angegrif-
fen hat – ob zum Beispiel eine kongolesische 
Mai-Mai-Miliz oder ruandische Rebellen.

Warum gibt es diese abscheulichen Massa-
ker an der Zivilbevölkerung?
Generell ist heutzutage die Normalisierung 
der Gewalt das Schlimmste. Nach gut 25 
Jahren eines zyklischen Bürgerkriegs gibt 
es mindestens eine komplette Generation, 
die wenig anderes als Konflikt und Gewalt 
kennt. Das ist ein Riesenproblem für die 
Zukunft. Bei den Massakern ist es wichtig, 
genau zu schauen, wer die Opfer und wer 
die Täter sind, weil es auch da eine Vielfalt 
an Beweggründen und Dynamiken gibt. Ich 
habe das Gefühl, dass die Zahl der Gewalt-
fälle in den vergangenen Jahren angestie-
gen ist, aber die Opferzahlen im Vergleich 

zu den großen Auseinandersetzungen in 
den 2000er Jahren eher abnimmt. Damals 
gab es sehr große Massaker, bei denen teils 
hunderte Zivilpersonen getötet wurden. Da-
von gibt es heute weniger.

Wie kann der Kongo mit Hilfe der internatio-
nalen Gemeinschaft die Situation wieder in 
den Griff bekommen?
Ich bin überzeugt, dass es eine vernünf-
tige Demobilisierung geben muss, bei der 
internationale Partner eine große Rolle 
spielen können. Es muss eine glaubwür-
dige Sicherheitssektorreform geben, wobei 
eine solche mit der Attitüde der Regierung 
steht und fällt. Darüber hinaus ist es sehr 
wichtig, den Konflikt zu demilitarisieren. 
Es gab zwar in den vergangenen Jahren kei-
ne Berichte mehr von massivem illegalem 
Waffenschmuggel, aber das ist mehr als ein 
Jahrzehnt lang geschehen, und deshalb 
gibt es zu viele Waffen im Kongo. Sprich es 
muss einen Plan geben, wie man Waffen 
konfiszieren und zerstören kann. Andere 
wichtige Punkte sind: verlässliche Rege-
lung der Landrechte und der Konzessionen 
für Minen. Eine weitere Aufgabe ist es, den 
derzeitigen politischen Stillstand konstruk-

tiv zu beeinflussen. Leider stellt auch die 
Opposition derzeit keine großartige Alter-
native zur Regierung dar. Die Auswahl der 
Instrumente wie Sanktionen oder diplo-
matische Wege sind begrenzt und haben 
bislang kaum gefruchtet. Fraglich ist, ob im 
Dezember 2018, wie kürzlich veröffentlich 
wurde, tatsächlich Wahlen stattfinden. Es 
ist zwar technisch kompliziert, aber wenn 
ein gemeinsamer Wille da wäre, wäre es si-
cher möglich. Allerdings lässt das derzeitige 
politische Klima auch hier keinen übermä-
ßigen Optimismus zu.

Link

Kivu Security Tracker:

https://kivusecurity.org

Christoph Vogel  

arbeitet seit zehn Jahren zum 

Ostkongo und forscht derzeit 

an der Universität Zürich. Als 

UN-Experte bereiste er 2016 

und 2017 die Region, um internationale 

Waffenembargos zu kontrollieren. Er betreibt 

die Website  

https://suluhu.org. 

chvogel@geo.uzh.ch

Die seit Jahren anhaltende Gewalt macht tausende Kongolesen zu Flüchtlingen im eigenen Land: Camp Bulengo in der Region Goma.
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Jobperspektiven statt Waffen

Das Geschäft mit Kindersoldaten muss auf-
hören. Ein Verbot von Kleinwaffen, Strafver-
folgung der Täter und mehr Reintegrations-
maßnahmen wären ein erster Schritt.

Von Dirk Bathe

Im Osten der DR Kongo betreibt die Nicht-
regierungsorganisation World Vision das 
Reintegrationsprogramm „Rebound“. Dort 
werden in jedem Jahr 80 Kindersoldaten 
und zwangsprostituierte Mädchen auf ein 
Leben mit ziviler Perspektive vorbereitet. 
Sie werden psychosozial betreut, unter-
richtet und in einfachen Berufen ausgebil-
det. Zum Abschluss erhalten sie eine Start-
hilfe für ihr eigenes Geschäft als Schuster, 
Näherinnen oder Mechaniker. Das Projekt 
läuft gut, bislang hat keiner der Teilneh-
mer den Weg zurück zu den Milizen ge-
wählt.

80 von mehreren tausend Kindersol-
daten und als Sexsklavinnen verschleppte 
Mädchen – das ist nicht mehr als ein Ansatz. 
Und die Zahl der zwangsrekrutierten Kinder 
wächst in zu vielen Konflikt- und Kriegsge-
bieten. Was kann dagegen getan werden?

1.	 Den Export von Kleinwaffen ver-
bieten. Eine von World Vision mitherausge-
gebene Studie zeigt deutlich auf, dass von 
deutschen Herstellern exportierte Waffen 
wie Pistolen, Sturmgewehre, aber auch Pan-

zerabwehrkanonen und Mörser über Dritt-
staaten in Krisengebiete gelangen. 2016 
betrug der Erlös dieser Kleinwaffen 47 Milli-
onen Euro. Diese Summe ist lächerlich 
gering im Vergleich zum Gesamterlös von 
deutschen Waffenexporten: rund 7 Milli-
arden Euro. Doch gerade Kindersoldaten 
können mit Kleinwaffen ausgerüstet und an 
ihnen ausgebildet werden. Ein (zunächst) 
nationales Exportverbot kann somit mehr 
als nur ein Zeichen setzen.

2.	 Milizenführer vor Gericht stellen. 
Im Jahr 2012 wurde Thomas Lubanga, ein 
berüchtigter Milizenchef aus der DR Kongo, 
zu 14 Jahren Haft verurteilt. Er war vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof in Den 
Haag wegen schwerer Kriegsverbrechen 
angeklagt, unter anderem, weil seine Miliz 
Kindersoldaten eingesetzt hatte. Solche Pro-
zesse, vor allem solche Urteile, sind Ausnah-
men. Sie müssen zur Regel werden. Wenn 
Milizenchefs Strafverfolgung fürchten müs-
sen, werden sie den Einsatz von Kindern zu-
mindest reduzieren. Im Dezember 2017 hat 
der Gerichtshof zudem seinen Opfern, den 
Kindersoldaten, eine Entschädigung in Mil-
lionenhöhe zugesprochen. Diese Entschädi-
gung stammt aus einem Opferfonds und soll 
in Projekte zur Reintegration fließen.

3.	 Ebenjene Projekte sind noch viel 
zu selten, nicht nur in der DR Kongo. Kin-
der, die etwa „Rebound“ abgeschlossen 

haben, sind nicht immun gegen die Rekru-
tierung als Soldaten oder Hilfskräfte. Aber 
sie sind dem Kreislauf aus Armut und Miss-
brauch entronnen. Sie haben gelernt, über 
Erlebtes zu sprechen – auch mit anderen 
Kindern, die mit dem Gedanken spielen, 
dem täglichen Hunger zu entfliehen und 
sich „freiwillig“ einer Miliz anzuschließen – 
oft in Unkenntnis dessen, was sie dort wirk-
lich erwartet.

Es braucht mehr als die genannten 
Punkte, um den Wahnwitz des Kindersolda-
tentums zu beenden. Nicht alle ehemaligen 
Kindersoldaten können Näherin, Schuster, 
Mechaniker werden. Selbst wenn es genü-
gend Ausbildungskapazitäten gäbe, die lo-
kalen Märkte könnten nicht für genügend 
Einkommen sorgen. Deshalb sind Investi-
tionen in Infrastruktur sowie staatliche und 
private Wirtschaftsinitiativen nötig. Ohne 
Jobs keine Perspektiven. Ohne Perspektiven 
droht ein Scheitern aller Reintegrationsbe-
mühungen.

Kindersoldaten sind ein Geschäft. Für 
die Milizen, die mit ihrer Hilfe Dörfer plün-
dern. Für Regierungen in Konfliktgebieten, 
die sich Ausbildung und Sold für reguläre 
Soldaten sparen und deshalb auch gar nicht 
interessiert daran sind, den Einsatz von 
Kindersoldaten wirksam zu bekämpfen. Für 
Waffen exportierende Firmen und für mi-
litärische Privatfirmen. Besonders perfide 
ist es, dass ehemalige Kindersoldaten als 
professionelle Söldner von diesen privaten 
„Sicherheitsunternehmen“ angeheuert wer-
den. Arbeitslose ehemalige Kindersoldaten 
werden von europäischen und US-Unter-
nehmen angeheuert, denn sie sind billig, 
ausgebildet und haben nichts zu verlieren. 
Sie werden beispielsweise im Irak einge-
setzt. Ein umfassendes Verbot dieser Rekru-
tierungen ist gut, reicht aber nicht aus. Das 
Geschäft mit Kindersoldaten muss weltweit 
geächtet werden. Regierungen wie die bri-
tische und US-amerikanische, von deren 
Boden aus diese Sicherheitsunternehmen 
aus operieren, müssen unter Druck gesetzt 
werden. Dem Export von Waffen nach Afri-
ka folgt der Export von Kindersoldaten aus 
Afrika. Und vielen weiteren Ländern, in de-
nen Krieg herrscht.

Dirk Bathe  

ist Medienreferent bei World 

Vision Deutschland. 
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Beim Reintegrations

programm 

„Rebound“ von World 

Vision werden 

ehemalige Kinder-

soldaten zum Bei-

spiel zu Schreinern 

ausgebildet.

https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
https://www.dandc.eu/de/contributors/dirk-bathe
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Hochriskante Aufgaben

In Indonesien spielt das Militär seit je eine 
große Rolle. Es entstand im Volksaufstand 
gegen den Kolonialismus, doch bald nach 
der Unabhängigkeit ergriff es in einem 
Putsch für drei Jahrzehnte die Macht. Den-
noch setzt die aktuelle Regierung Soldaten 
für zivile Dinge wie etwa die Landwirtschaft 
ein.

Von Edith Koesoemawiria

1965 stürzte General Suharto Präsident Su-
karno, der die Unabhängigkeitsbewegung 
angeführt hatte, und startete eine antikom-
munistische Kampagne, die mehr als eine 
Million Menschen das Leben kostete und 
weitere Millionen traumatisierte. Die Men-
schenrechte galten nicht.

1998 musste Suharto unter dem 
Druck einer breiten Volksbewegung abtre-
ten. Seither zielte die Politik verschiedener 
Staatschefs darauf ab, dass Soldaten in den 
Kasernen blieben. Das Militär hatte keine 
politische Funktion. Mittlerweile hat aber 
Präsident Joko Widodo – bekannt unter 
dem Spitznamen „Jokowi“ – umgedacht 
und setzt es für zivile Aufgaben einschließ-
lich der Agrarproduktion ein.

Bald nach Amtsantritt versprach er 
2014, mehr als bislang 1,5 Prozent der Wirt-
schaftsleistung dem Militärhaushalt zu 
widmen, falls ökonomisches Wachstum das 
erlaube. Voriges Jahr waren es dann tat-
sächlich nur 1,2 Prozent (umgerechnet etwa 
8,2 Milliarden Dollar), aber die Streitkräfte 
verfügen über viel mehr Geld, denn ihnen 
gehören viele Privatunternehmen.

Vielen Indonesiern gefällt Jokowis 
Ansatz, und nationale Selbstversorgung mit 
Lebensmitteln ist in der Tat ein sinnvolles 
Ziel. Anderen behagt die neue Politik jedoch 
nicht. Sie wissen noch genau, dass manche 
Militärs sowie die „Babasina“ – niedrigran-
gige Soldaten, die in den Dörfern stationiert 
waren – landesweit als Arm des Suharto-
Regimes dienten und dessen Befehlen über-
eifrig folgten.

Die Kernaufgabe des Militärs ist, 
das Land vor äußeren Bedrohungen zu 
schützen. Laut Nur Kholis von der natio-
nalen Menschenrechtskommission darf 

die Regierung aber auch auf das Militär 
zurückgreifen, wenn die innere Sicherheit 
ernsthaft bedroht ist. Natürlich bestehen 
die Streitkräfte aus Menschen, die Fehler 
machen können. In Stresssituationen oder 
aus Machtpositionen heraus werden sie mit 
derselben Wahrscheinlichkeit wie andere 
Menschen weltweit gewalttätig.

Die Landwirtschaft ist ein sensibler 
Wirtschaftszweig. Auf einigen dicht besie-
delten Inseln Indonesiens sind die Bauern-
höfe recht klein. Massen landloser Arbeiter 
verdingen sich als Tagelöhner. In den mei-
sten Agrarregionen sind nur zwei Ernten 
pro Jahr möglich, die Jokowi-Regierung 
sieht aber drei Ernten als Ziel.

Seit zwei Jahren hat das Militär ein 
Regierungsmandat, die landwirtschaftliche 
Produktion zu überwachen. Diese Politik 
kann große Probleme auslösen. Aus man-
chen Gegenden wurde auch über Span-
nungen berichtet – zum Beispiel aus Aceh, 
einer Provinz mit von Gewalt geprägter 
Vergangenheit. Generell wurden diese 
Spannungen aber friedlich gelöst, und aus 
manchen Gegenden wurde über eine Art 
Kameradschaft zwischen Truppen und Bau-
ern berichtet.

Positiv ist sicherlich, dass Indonesien 
seit zwei Jahren keinen Reis importieren 
musste und die Weizeneinfuhren deutlich 

zurückgegangen sind. Die Regierung för-
dert sinnvollverweise Digitalisierung und 
setzt auf die Diversifizierung des Grundnah-
rungsmittelanbaus. Es wäre aber falsch, auf 
Monokulturen, dem Großeinsatz von Dün-
ger oder dem genetisch modifizierten Saat-
gut des amerikanischen Konzerns Monsan-
to zu bestehen. Es darf nicht vergessen 
werden, dass im Zuge der „grünen Revoluti-
on“, die Suharto propagierte, viele Bauern in 
Armut und Schulden versanken.

Jokowi will in erster Linie Indonesi-
ens Wirtschaftsaussichten verbessern. Der 
Ausbau der Infrastruktur und Lebensmittel-
sicherheit haben dabei zentrale Bedeutung. 
Beruhigenderweise scheint der Präsident 
das Militär im Griff zu haben. Vor einiger 
Zeit ersetzte er Oberbefehlshaber Gatot 
Nurmantyo, der politischen Ehrgeiz gezeigt 
hatte, durch Luftwaffenchef Hadi Tjahjanto, 
der für seine Reformorientierung bekannt 
ist. Tjahjanto hat sich beispielsweise für die 
Professionalisierung der Truppen sowie für 
Korruptionsbekämpfung ausgesprochen.

Der Rhetorik des neuen Oberbefehls-
habers müssen nun Taten folgen. Es gibt 
Fälle von skrupellosen Soldaten, die illegale 
Aufträge von Großunternehmen angenom-
men und in diesem Kontext Gewalt ausge-
übt haben. Berichte über solche Straftaten 
zeigen, wie riskant Jokowis Politik ist.

Edith Koesoemawiria 

ist freie Journalistin. 
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Präsident Joko Widodo (Mitte) gibt den Streitkräften auch zivile Aufgaben.

https://www.dandc.eu/de/contributors/edith-koesoemawiria
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„Wenn sie nicht aufeinander 
schießen müssen, verstehen sie 
sich sehr gut“

Pakistan hat seit 1947 vier Kriege gegen 
Indien geführt und verloren – dreimal ging es 
um Kaschmir und einmal um die Unabhän-
gigkeit Bangladeschs. Warum das pakista-
nische Militär trotz der Niederlagen innenpo-
litisch weiterhin starken Einfluss nimmt, 
erklärt Christian Wagner von der Stiftung 
Wissenschaft und Politik.

Christian Wagner im Interview mit Hans 
Dembowski

US-Präsident Donald Trump hat Anfang Ja-
nuar angekündigt, Mittel für die Sicherheits-
zusammenarbeit mit Pakistan zu streichen, 
weil Islamabad ein Doppelspiel betreibe 
und Terroristen unterstütze. Ist das ein ver-
nünftiger Schritt?
Der Tweet des US-Präsidenten ist ein Af-
front und eine schwere Belastung für das 
bilaterale Verhältnis. Der Vorwurf ist nicht 
neu, sondern prägt die amerikanisch-paki-
stanischen Beziehungen seit längerem. Es 
ist noch nicht klar, ob sich Trump damit 
von Pakistan abwenden oder nur den Druck 
auf die dortige Regierung erhöhen will, en-
ger mit den USA zu kooperieren. Pakistan 
hat seinerseits angekündigt, es werde den 
USA keine Geheimdienstinformationen 
mehr weitergeben. Es kann zudem noch 
die Nachschubwege für US-Truppen in Af-
ghanistan blockieren. Pakistan verfügt über 
enge Beziehungen zu China und konnte in 
der Vergangenheit immer wieder die bei-
den Großmächte gegeneinander ausspie-
len. Wenn aber die Konfrontation mit den 
USA zunimmt, verringert die wachsende 
Abhängigkeit von China auch den außen-
politischen Handlungsspielraum Paki-
stans.

Richtig ist aber, dass es in Pakistan einen 
tiefen Staat aus Militär und Geheimdiens-
ten gibt, der islamistische Gruppen unter-
stützt?

Die große innenpolitische Bedeutung von 
Militär und Geheimdienst würde in Paki-
stan wohl niemand abstreiten. In welchem 
Maße aber das Militär immer noch die Isla-
misierung fördert, lässt sich nicht mehr so 
eindeutig sagen. Das Militär hat Pakistan 
seit der Unabhängigkeit 1947 jahrzehnte-
lang regiert. Es ist ein Staat im Staat, der die 
Grenzen der Politik bestimmt. In dieser Ka-
sernenhofdemokratie unterliegt das Militär 
keinem Primat der Politik und wird auch 
nicht vom Parlament kontrolliert. Sein Fir-
menimperium macht es zum größten Un-
ternehmer des Landes. Es hat lange – beson-
ders in den siebziger und achtziger Jahren 
unter dem Diktator Muhammad Zia-ul-Haq 
– die Islamisierung in Pakistan vorangetrie-
ben. Andererseits haben die Streitkräfte im 
Kampf gegen die pakistanischen Taliban 
und andere aufständische Gruppen in den 
letzten Jahren weit mehr Verluste erlitten 

als die westlichen Truppen in Afghanistan. 
Auch das pakistanische Militär sieht heute 
den islamistischen Terrorismus im Land als 
größtes Problem.

Historisch haben die Streitkräfte von Pa-
kistan, Indien und Bangladesch dieselben 
Wurzeln in der britischen Kolonialarmee. 
Einen Staat im Staat bildet das Militär aber 
nur in Pakistan. Was ist dort anders gelau-
fen?
Nach der Unabhängigkeit 1947 stellte in 
Indien die Kongresspartei unter Premier-
minister Jawaharlal Nehru eine starke Re-
gierung. Die neue Verfassung trat bereits 
1950 in Kraft. Nehru achtete stets darauf, 
dass der Verteidigungsminister ein Zivilist 
war, und setzte so das Primat der Politik 
gegenüber dem Militär durch. In Pakistan 
gab es hingegen keine starke Partei, und 
der Staatsgründer Mohammed Ali Jinnah 
starb bereits 1948. Die Parteien konnten sich 
nicht auf eine Verfassung verständigen. Die 
Vertretung der verschiedenen ethnischen 
Gruppen und die Frage nach der Rolle des 
Islam in Staat und Gesellschaft waren kon-
troverse Punkte. Das Militär nutzte die in-
nenpolitischen Wirren und ergriff mit dem 
Putsch von General Muhammed Ayub Khan 
1958 erstmals die Macht.

Unmittelbar nach der Unabhängigkeit und 
noch mal in den 1960er Jahren schlugen 
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Soldaten vor dem Mausoleum von Pakistans Staatsgründer Mohammed Ali Jinnah in Karachi. 
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indische Truppen ihre pakistanischen Geg-
ner. Dann machte ein blutiger Befreiungs-
krieg 1971 aus dem rund 2000 Kilometer 
entfernten Ostpakistan den neuen souve-
ränen Staat Bangladesch. Warum hat die 
Macht des Militärs in Pakistan nicht darun-
ter gelitten?
Pakistan war 1947 auf der Grundlage der ge-
meinsamen Religion, des Islam, gegründet 
worden. Doch die Idee der Gründerväter 
scheiterte an den ethnischen Spannungen 
zwischen der Bevölkerungsmehrheit der 
Bengalen in Ostpakistan und der politi-
schen, wirtschaftlichen und militärischen 
Elite in Westpakistan. Nach den ersten de-
mokratischen Wahlen 1970 kam es zum 
Bürgerkrieg, der Ende 1971 zur Abspaltung 
Ostpakistans und der Gründung Bangla-
deschs führte. Aus westpakistanischer Per-
spektive war die Ursache für die Abspaltung 
von Ostpakistan, dass der Islam zu wenig 
betont worden war. Die neue pakistanische 
Regierung förderte deshalb nach 1972 den 
Islam. Allerdings gab es auch in Pakistan 
Spannungen zwischen den verschiedenen 
ethnischen Gruppen, vor allem zwischen 
der Mehrheit der Punjabis und den Sindhis, 
Belutschen und Paschtunen. Nach dem 
Militärputsch 1977 forcierte General Zia-ul-
Haq die Islamisierung des Landes. Durch 
die sowjetische Invasion in Afghanistan 
wurde Pakistan über Nacht zum Frontstaat 
für die amerikanische Außenpolitik. Die 
USA und die Golfstaaten unterstützten die 
Ausbildung der islamistischen Gruppen 

in Pakistan, die gegen die Rote Armee in  
Afghanistan kämpften.

In Bangladesch hat das Militär mehrmals 
geputscht, und Mohammed Hussain Ershad 
hielt sich sieben Jahre lang an der Macht. 
Dennoch spielen die Streitkräfte politisch 
längst nicht so eine wichtige Rolle wie in 
Pakistan. Woran liegt das?
In Pakistan ist es dem Militär immer wieder 
gelungen, eine der großen Parteien zu koop-
tieren, sodass es nie eine geschlossene zivile 
Opposition gab. Ershads Herrschaft ging 
dagegen zu Ende, als sich die beiden großen 
Parteien Bangladeschs gegen ihn verbün-
deten. Ihre gemeinsamen, wochenlangen 
Proteste 1990/91 brachten das Militärregime 
zu Fall. Zudem ist Bangladesch ein ethnisch 
sehr homogenes Land. Über 90 Prozent 
der Bevölkerung sprechen Bengali. Es gibt, 
von den Chittagong Hill Tracts abgesehen, 
nicht die Konflikte zwischen verschiedenen 
ethnischen Gruppen wie in Pakistan. Der 
Islam spielte für die Identität Bangladeschs 
zunächst eine geringe Rolle. So betonte die 
erste Verfassung den säkularen Charakter 
des Landes. Schließlich hatte Bangladesch 
deutlich bessere bilaterale Beziehungen zu 
Indien. Die indische Intervention verhalf 
den aufständischen Bengalen in Ostpakistan 
zum Sieg über Pakistan im Dezember 1971.

2014 hat Mohammed Humayun Kabir in 
E+Z/D+C (Januar-Ausgabe, S. 20) ausge-
führt, dass die vielen Friedenseinsätze, an 

denen Truppen aus Bangladesch beteiligt 
sind, relevant sind. Er nannte dafür mehre-
re Gründe. Beispielsweise übernähmen die 
Soldaten bei solchen Einsätzen internatio-
nale Vorstellungen von guter Regierungs-
führung. Zudem böten Friedensmissionen 
Aussicht auf Geld und neue Karrierechan-
cen, und die Generäle hätten kein Interesse 
daran, dass innenpolitische Verwicklungen 
solche Perspektiven durchkreuzten. Pa-
kistanische Truppen nehmen zwar auch 
an Friedenseinsätzen teil, aber für das in-
nenpolitische Kalkül des dortigen Militärs 
scheint das keine Rolle zu spielen.
Das ist richtig. Allerdings versteht sich das 
pakistanische Militär im Unterschied zu 
Bangladesch weiterhin als zentraler po-
litischer Akteur. Deshalb bewirken die 
Anreize von Friedenmissionen keine er-
kennbare Verhaltensänderung. Es ist aber 
bemerkenswert, dass auch Indien Frie-
denstruppen stellt und dass Blauhelme aus 
Indien, Pakistan und Bangladesch bei ge-
meinsamen Einsätzen in der Regel gut mit-
einander kooperieren. Wenn sie nicht aufei-
nander schießen müssen, verstehen sie sich 
im Ausland sehr gut.

Christian Wagner  

ist Südasien-Experte der 

Stiftung Wissenschaft und 

Politik. 
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Jahrzehnte der Militärherrschaft

Seit 1947 wurde Pakistan drei-
mal von Militärdiktaturen re-
giert. Sie nutzten manchmal 
fadenscheinige Wahlen oder 
bizarre Verfassungsklauseln, 
um den autoritären Charakter 
ihrer Macht zu verbergen.

Muhammed Ayub Khan 
putschte 1958. Die Verfassung, 
die nur zwei Jahre zuvor be-
schlossen worden war, wurde 
ausgesetzt. 80 000 Wahlmän-
ner bestätigten ihn im Präsi-
dentenamt, wurden aber nur 

gefragt, ob sie ihm trauten. 
Khan regierte bis 1969, schloss 
ein Militärbündnis mit den 
USA und führte einen Krieg 
mit Indien um Kaschmir, der 
mit einem von Moskau vermit-
telten Waffenstillstand endete.

1977 ergriff Mohammed 
Zia-ul-Haq die Macht. Der ab-
gesetzte Premier Ali Zulfikar 
Bhutto wurde zwei Jahre später 
zum Tode verurteilt und hin-
gerichtet. Zia-ul-Haq betrieb 
Islamisierung und unterstützte 

die Muhajedin im Kampf gegen 
die Rote Armee in Afghanistan. 
Zugleich aber wandte er sich 
gegen muslimische Minder-
heiten wie die Ahmadis und 
die Schiiten. Er band Pakistan 
enger an die USA, betrieb aber 
zugleich ein Atomprogramm, 
das 1998 erfolgreiche Tests von 
Nuklearwaffen ermöglichte. 
Zia-ul-Haq selbst starb 1988 bei 
einem Flugzeugabsturz.

Pervez Musharraf stürzte 
1999 Premierminister Nawaz 
Sharif, als dieser ihn als obers
ten Befehlshaber wegen des ge-
scheiterten Feldzugs in Kasch-
mirs Kargil-Region abberufen 

wollte. Musharraf war bis 2008 
Präsident. Washington hielt 
ihn zunächst für einen Verbün-
deten im Kampf gegen die Tali-
ban; dann wuchsen die Zweifel, 
weil sein Geheimdienst offen-
sichtlich weiterhin Kontakt 
mit islamistischen Militanten 
pflegte.

Bangladesch hat Paki-
stan, was die Indikatoren für 
menschliche Entwicklung an-
geht, längst überholt. In Paki-
stan ist derweil das Militär – 
sowohl was die Ausrüstung als 
auch die politische Bedeutung 
angeht – ungleich stärker als in 
Bangladesch. (E+Z/D+C)
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Wächter der Monarchie

Seit dem Ende der absoluten Monarchie 
1932 gab es in Thailand 13 erfolgreiche 
Coups. Der jüngste im Mai 2014 hat die Frei-
heiten und Rechte der Menschen stark 
beschnitten. Die Armee sieht sich selbst als 
Wächter der Monarchie. Sie untersteht keiner 
zivilen Kontrolle – und ihre Herrschaft wird 
wohl nicht so bald enden.

Von Siwach Sripokangkul und John Draper

Vor zweieinhalb Jahren hat die thailän-
dische Armee die gewählte Regierung von 
Ministerpräsidentin Yingluck Shinawatra in 
einem unblutigen Putsch gestürzt (s. Kom-
mentar von Katja Dombrowski in E+Z/
D+C e-Paper 2015/05, S. 40). Seitdem klebt 
General Prayut Chan-ocha an der Macht. 
Unter seiner Herrschaft wurden hunderte 
Zivilisten vor Militärgerichte gestellt. Die 
Junta hat jegliche Opposition unterdrückt, 
kürzlich eine Verfassung verabschiedet, der 
zufolge der Senat vom Militär ernannt wird, 
und arbeitet an einem 20-Jahres-Plan, der 
der Armee dauerhafte Kontrolle sichert.

Ähnlich wie die Streitkräfte von Län-
dern wie Pakistan und Ägypten hält sich die 
thailändische Armee für den Garanten von 
Souveränität und dem, was sie Demokratie 
nennt. Der Unterschied besteht darin, dass 

sie außerdem Thailands Monarchie sichert. 
Die Royal Thai Army wurde in den 1890er 
Jahren unter dem absolut herrschenden 
König Chulalongkorn geschaffen, um den 
Thron zu beschützen – was damals das Glei-
che war wie der Staat.

Außerdem ist der König per Definiti-
on Buddhist. Er wird als so genannter Cha-
kravartin angesehen, als buddhistischer 
Weltherrscher. Sein Symbol ist der Sma-
ragd-Buddha, der einen eigenen Tempel im 
Königspalast in Bangkok hat.

Die absolute Monarchie endete 1932. 
Im selben Jahr erhielt Thailand seine erste 
Verfassung, der zufolge die Armee dem 
Staat unterstellt ist. Der König hatte nun – 
in der konstitutionellen Monarchie – nur 
noch symbolische Bedeutung. Doch die feu-
dale Vorstellung, dass die Armee direkt dem 
König dient, erfuhr unter dem Militärdikta-
tor Sarit Thanarat, der von 1957 bis 1963 re-
gierte, neuen Auftrieb. Im Kampf gegen den 
Kommunismus verband er die Ideologie des 
Etatismus mit der des gottgleichen Königs. 
Das moderne Thailand basiert auf der Vor-
stellung, dass Nation, Monarchie und Reli-
gion eine Einheit bilden.

In der Hierarchie des thailändischen 
Militärs sind die Garden des Königs und 
der Königin die Eliteeinheiten, aus denen 

die obersten Befehlshaber hervorgehen. 
Mitglieder dieser Einheiten nehmen traditi-
onell hohe Positionen im Staat ein und se-
hen sich selbst ausschließlich als Soldaten 
des Königs beziehungsweise der Königin, 
die keiner zivilen Kontrolle unterstehen. 
Oberstleutnant Sanyalak Tangsiri, der am 
Putsch 2006 beteiligt war, sagte danach: 
„Wir sind bereit, das zu tun, was der König 
will. Wir sind die Soldaten Seiner Majestät.“

Die Armee behält sich das Recht vor, 
zivile Regierungen aus Gründen der nati-
onalen Sicherheit abzusetzen. Sie versteht 
sich als politische Kraft, was auch im Gesetz 
zur inneren Sicherheit (Internal Securitiy 
Act) von 2008 institutionell manifestiert ist. 
Demnach hat das Militär die Aufsicht über 
die Antikorruptionskommission des Landes, 
über das Department of Special Investiga
tion (eine wichtige Strafverfolgungsbehör-
de), und über die Antigeldwäschezentrale 
(Anti-Money Laundering Office – AMLO).

Die „Zwölf Grundwerte der Thai-
länder“ aus der Feder von General Prayut 
durchdringen nun das Bildungssystem. Sol-
daten bilden Schulkinder in Uniform aus, 
um ihnen Disziplin und Gehorsam beizu-
bringen.

Im Grunde genommen agiert das thai-
ländische Militär – nach eigener Auffassung 
– wie ein Feudalreich innerhalb eines qua-
siimperialen Staates. Es hebt sein eigenes 
Budget nach jedem Coup an, verwaltet seine 
Finanzen unabhängig und hat sogar eige-
ne Unternehmen. All das geschieht ohne 
zivile Kontrolle. Die Armee betreibt auch 
ihre eigenen Fernseh- und Radiosender 
und macht mit ihnen Propaganda. Derzeit 
wirken Ultranationalisten darauf hin, dass 
das Militär eine politische Partei gründet. Es 
sieht nicht danach aus, als würde der „Staat 
im Staate“ so bald abtreten.

Siwach Sripokangkul 

ist Teil der Forschungsgruppe 

Local Affairs Administration 
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Der thailändische König Maha Vajiralongkorn (Mitte) und eine Ehrengarde bei einer Zeremonie 

für den verstorbenen König Bhumibol Adulyadej im Oktober 2017. 
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Küstenwache oder Paramilitär?

Die globalen Unruheherde sind spürbar an 
das „sichere Europa“ herangerückt: Durch 
die Zuwanderung von Menschen aus Kriegs- 
und Katastrophengebieten hat sich der 
Migrationsdruck erhöht. Da sich die ver
schlungenen Fluchtwege der irregulär Einrei-
senden weder über die Mittelmeeranrainer 
noch über die kontinentalen Außengrenzen 
der Europäischen Union (EU) effektiv kon-
trollieren lassen, wurde bereits im Jahre 2005 
ein Instrument zur operativen Zusammenar-
beit an den EU-Außengrenzen geschaffen: 
Frontex. Die Agentur ist jedoch umstritten.

Von Oliver Harry Gerson

Frontex ist gemäß ihrer Grundidee keine 
Grenzpolizei, sondern eine sogenannte 
„Agentur der Europäischen Union“, also 
eine Einrichtung des europäischen öffent-
lichen Rechts. Ihre originäre Aufgabe be-
steht darin, die Sicherheitsbehörden der 
EU-Mitgliedsstaaten bei deren Einsätzen an 
den europäischen Außengrenzen zu koordi-
nieren. Frontex arbeitet „zu Wasser, zu Land 
und in der Luft“, bildet Task Forces und or-
ganisiert großräumige Einsätze, sogenannte 

Operationen. Eine weitere Aufgabe besteht 
in der Unterstützung der Mitgliedsstaaten 
bei der Rückführung irregulär eingereister 
Migranten.

Im September 2015 forderten die EU-
Staats- und -Regierungschefs, noch weit-
aus intensivere Kontrollen an den Außen-
grenzen einzuführen. Die Agentur erhielt 
dadurch von Seiten der EU weitere ope-
rative Befugnisse und kann sich trotz sta-
gnierender Flüchtlingszahlen eines stetig 
steigenden Budgets erfreuen: 2013 betrug 
es 86 Millionen Euro, 2016 waren es schon 
254 Millionen Euro. Eine weitere Folge die-
ser Solidarisierung der Staaten ist die Ver-
ordnung (EU) 2016/1624 vom 14.09.2016 
(im Folgenden „VO“), die eine „Europäische 
Grenz- und Küstenwache“ ins Leben geru-
fen hat: die „neue“ Frontex-Agentur.

Schon die „alte“ Frontex stand oft im 
Kreuzfeuer der Kritik. Menschenrechts- und 
Flüchtlingshilfsorganisationen warfen ihr 
Menschenrechtsverletzungen wie zum Bei-
spiel menschenrechtswidrige „Push-Back“-
Operationen und Verstöße gegen interna-
tional geltendes Flüchtlingsrecht vor. Der 
Interessenwiderstreit – Flüchtlingsschutz 

versus Grenzschutz – lässt sich besonders 
tragisch an Europas Seegrenzen beobach-
ten.

Schon im Jahr 2013 wies der Euro-
parat auf Menschenrechtsverletzungen 
durch Frontex hin und monierte „Transpa-
renzprobleme bezüglich Operationen und 
Aktivitäten“. Es gebe auch einen „Mangel 
an genauer demokratischer Prüfung, zum 
Beispiel, wenn Frontex Übereinkünfte mit 
Drittstaaten bezüglich Grenzkontrollen, 
Abfangen und Rückführung von Menschen 
aushandelt“. Manche zivilgesellschaftliche 
Organisationen nennen Frontex sogar den 
„paramilitärischen Arm Europas“ gegen die 
Migration aus Afrika.

Vor allem dieser letzte Vorwurf trifft 
jedoch nur bedingt zu. Einerseits ist er 
sprachlich missglückt, denn das Prädikat 
„paramilitärisch“ ist aufgrund der negativen 
Konnotation nur äußerst behutsam zu ver-
wenden: „paramilitärisch“ bedeutet nicht 
automatisch „illegal“. Andererseits wird 
dadurch die institutionelle Einbindung der 
Agentur in das Unionsrecht und internatio-
nale Standards missachtet. Frontex gleicht 
nur rudimentär einer europäischen Grenz-
polizei und stellt auch kein europäisches 
Militär dar, allein schon deshalb, weil die 
EU kein Staat mit einer geschlossenen und 
vollharmonisierten Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik ist.

Da die Mitgliedstaaten ihre Grenzen 
weiterhin in eigener Verantwortung sichern, 
ist Frontex lediglich eine Art Vollzugsorgan, 
das die beschränkten Kompetenzen der 
EU in Bezug auf die Grenzpolitik umsetzt. 
Hinzu kommt, dass die institutionelle und 
rechtliche Einbindung der Agentur dem 
irregulären und anmaßenden Machtan-
spruch zuwiderläuft, den die Bezeichnung 
„Paramilitär“ suggeriert. Gleichwohl hat 
sich Frontex in den vergangenen Jahren er-
heblich verändert (siehe Kasten, S. 35).

Operative Stärkung

Korrekt ist, dass die operativen Befugnisse 
von Frontex beständig gewachsen sind. Die 
Agentur übernimmt inzwischen auch mate-
riell-polizeiliche Aufgaben. Richtig ist auch, 
dass Frontex eigenes Equipment – zum Bei-
spiel Boote, Hubschrauber und Manpower 
– zur Unterstützung der nationalen Grenz-
patrouillen vorhält. Der Vorwurf des Para-
militarismus wäre jedoch nur dann zutref-
fend, wenn die Agentur Operationen ohne Fo
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Viele Flüchtlinge kommen aus Afrika über das Mittelmeer nach Europa. Eine der Aufgaben von 

Frontex besteht darin, das zu verhindern. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/oliver-harry-gerson
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Sicherung der EU-Grenzen

Die Einrichtung zur Sicherung 
der europäischen Außengren-
zen heißt mit vollständigem 
Namen „Europäische Agentur 
für die operative Zusammenar-
beit an den Außengrenzen der 
Mitgliedstaaten der EU“, ge-
nannt Frontex (abgeleitet aus 
dem Französischen „frontières 
extérieures“ – Außengren-
zen). Sie führt multinationale 
Kontroll- und Überwachungs-
einsätze zu See, Land und an 
Großflughäfen durch. Einer der 
Schwerpunkte der Arbeit lag in 
den vergangenen Jahren auf 
Seepatrouillen im Mittelmeer. 
Die Aufgaben von Frontex ha-
ben sich seit ihrer Gründung im 
Jahre 2005 verändert. Insbe-
sondere sind die Kompetenzen 
und Befugnisse der Agentur er-
weitert worden.

Altes Modell: Analyse, Koor-
dination, Unterstützung

Die Aufgabenbeschreibung der 
Agentur umfasste ursprünglich 
nahezu ausschließlich ana-
lytische, koordinierende und 
unterstützende Tätigkeiten. 
Frontex sollte Daten und Infor-
mationen über illegale Migrati-
on und grenzüberschreitende 
Kriminalität sammeln und aus-
werten. Risiken sollten abge-
schätzt und drohende Verstöße 
präventiv bekämpft werden.

Da Frontex keine Polizei 
im institutionellen Sinne dar-
stellt – das heißt, keiner ech-
ten Staatsgewalt untergliedert 
ist –, war die Agentur darauf 
beschränkt, die Einsätze der 
Grenzschützer der Mitglied-
staaten zu koordinieren. Durch 
Bereitstellung von Sofortein-
satzteams (Rapid Border In-
tervention Teams – RABITs) 

konnten Operationen rasch 
vollzogen werden. Frontex war 
seitdem nicht nur auf See tätig, 
sondern auch bei der Überwa-
chung von Flughäfen und an 
den Binnengrenzen aktiv. Eine 
weitere Aufgabe bestand in der 
Unterstützung der EU-Staaten 
bei der Rückführung irregulär 
eingereister Migranten.

Neues Modell: Europäische 
Grenz- und Küstenwache

Nach Übereinkunft der Mit-
gliedstaaten und mit Erlass 
der neuen „Frontex-VO“ wur-

de die Agentur seit Ende 2015 
personell und finanziell ausge-
baut. Als Einsatztruppe wur-
de eine stehende, 1 500 Mann 

starke Mannschaft bestellt. Die 
neu geschaffene „Europäische 
Grenz- und Küstenwache“ be-
steht nun aus der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Kü-
stenwache („alte“ Frontex) und 
den für die Grenzverwaltung 
zuständigen nationalen Behör-
den einschließlich der Küsten-
wache, soweit sie mit Aufgaben 
der Grenzkontrolle betraut ist. 
Die neu aufgestellte Frontex 
bleibt dieselbe juristische Per-
son bei vollständiger Kontinui-
tät aller vormaligen Tätigkeiten 
und Verfahren.

Hauptaufgabe der Agen-
tur ist weiterhin die Ausarbei-
tung technischer und opera-
tiver Strategien zur Einführung 
einer integrierten Grenzver-

waltung, der Einsatz in Situ-
ationen, in denen dringendes 
Handeln an den Außengrenzen 
geboten ist, die technische und 

operative Hilfe in der Seenot
rettung sowie die Organisati-
on von Rückkehreinsätzen. In 
dringenden Fällen können die 
Mitgliedstaaten zur Zusam-
menarbeit angehalten werden, 
die Agentur also ohne Antrag 
des Mitgliedstaats in Aktion 
treten. Die Weisungshoheit 
verbleibt jedoch auch dann 
beim Einsatzstaat. Die Agentur 
muss eine Schwachstellenbe-
urteilung der Außengrenzen 
durchführen und ihre Risiko-
analyse optimieren. Sie ist da-
bei in allen technischen und 
operativen Fragen unabhängig 
sowie zugleich rechtlich, admi-
nistrativ und finanziell auto-
nom. Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten sind allerdings 

im Verwaltungsrat – quasi der 
Leitung der Frontex – vertre-
ten, um sie zu beaufsichtigen. 
(ohg)

Das britische Küstenwachschiff HMC Protector, hier im Hafen von Catania auf Sizilien, war 2017 im Auftrag 

von Frontex im Mittelmeer unterwegs. 
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hinreichende Ermächtigung durchführen 
würde. Das allerdings ist mehr als fraglich, 
da die neue Frontex-VO der Agentur ein sehr 
weitgehendes Mandat erteilt.

Frontex ist rechtmäßig zur Unter-
stützung des Grenzschutzes berufen. Die 
Hauptverantwortung für den Schutz der 
Außengrenzen verbleibt jedoch auch nach 
der Neuaufstellung von Frontex bei den Mit-
gliedsstaaten. Die Agentur ist zudem gegen-
über dem Europäischen Parlament und dem 
Rat rechenschaftspflichtig. Auch agiert sie 
nicht im rechtsfreien Raum. Vielmehr spie-
len sich der Grenzschutz und das damit ver-
bundene Aufgreifen von Flüchtlingen und 
anderen irregulären Migranten geografisch 
und rechtlich in einer Zone ab, in der zahl-
reiche Rechtsmassen aufeinandertreffen.

Menschen aus Drittländern haben 
grundsätzlich keinen Anspruch auf Ein-
reise in die EU. Dies bedeutet allerdings 
nicht, dass immigrierenden Drittstaaten-
angehörigen keine Rechte zustünden. 
Grenzschützer sind zur Einhaltung von 
Mindeststandards verpflichtet und müssen 
internationales Recht achten. Unterschied-
liche Regime des Völkerrechts (zum Beispiel 
das Internationale Seerecht und die Genfer 
Konventionen) und des Europarechts (Uni-

onsrecht wie die EU-Grundrechtecharta 
und Sekundärrechtsakte wie die Verord-
nung [EU] Nr. 656/2014 [Seeaußengrenzen-
verordnung]) überlagern die Situation auf 
dem Meer. Zudem gelten uneingeschränkt 
die europäischen Grundrechte und die 
Europäische Menschenrechtskonvention. 
Selbst außerhalb des EU-Territoriums kön-
nen Einsatzkräfte ihre Verantwortung nicht 
abwälzen, da eine sogenannte „extraterrito-
riale Wirkung von Menschenrechten“ ange-
nommen wird.

Dadurch sind allerdings längst nicht 
alle Probleme gelöst. Vor allem, weil wei-
terhin nur die Symptome und nicht die 
Fluchtursachen bekämpft werden. Amnesty 
International weist zu Recht auf die „huma-
nitäre Katastrophe“ im Mittelmeer hin, wo 
alljährlich Tausende von Menschen bei dem 
Versuch ertrinken, mit seeuntüchtigen Boo-
ten von Nordafrika oder der Türkei in ein 
EU-Land zu gelangen. Frontex ist nicht der 
Auslöser dieser Tragödie. Wirklich abhelfen 
kann es jedoch auch nicht.

Ausblick

Flucht nach und Asyl in Europa müssen 
weiterhin möglich sein. Zugleich bedarf es 

einer geregelten, rechtsstaatlichen Siche-
rung der Außengrenzen, denn ein geeintes 
Europa ist nur unter fortwährender Garan-
tie der Sicherheit seiner Bürger möglich.

Allerdings bröckelt das Image des 
Kontinents – ist es ein „Europa ohne Gren-
zen“ oder eine „Festung Europa“? Frontex 
hat durch intransparente Öffentlichkeits-
arbeit über lange Zeit zu dieser heiklen 
Außenansicht beigetragen. Zugleich bleibt 
das alte Problem auch der neu aufgestellten 
Frontex erhalten: Eine Küstenwache – egal 
ob paramilitärisch oder nicht – bekämpft 
ausschließlich die Symptome, nicht aber die 
Ursache der Flüchtlingsbewegungen. Die 
Schaffung noch weiter gehender operativer 
Befugnisse von Frontex ist zudem kritisch 
zu bewerten, da zu große Machtfülle ohne 
Kontrollmechanismen eine Selbstermächti-
gung der Agentur begünstigt.

Oliver Harry Gerson  

ist Rechtsassessor und 

wissenschaftlicher Mitarbeiter 

am Lehrstuhl für Deutsches, 

Europäisches und 

Internationales Strafrecht an der Universität 

Passau. 

oliver.gerson@uni-passau.de

X +

   www.facebook.com/development.and.cooperation

Werden Sie  
unser Fan auf 
Facebook!

Eigenanzeige Facebook.indd   3 29.01.2018   14:20:10

https://www.facebook.com/development.and.cooperation


E+Z  e-Paper  Februar 2018� 37

Militär und Politik

Hand in Hand zum Erfolg

Sicherheit und Entwicklung bilden die 
Grundlagen für dauerhaften Frieden. Sicher-
heit gibt es nur, wenn Entwicklung greift, und 
für Entwicklung ist Sicherheit unerlässlich. 
Dieser Zusammenhang sollte sich in einem 
koordinierten Einsatz ziviler und militärischer 
Mittel bei der Bewältigung internationaler 
Krisen widerspiegeln.

Von Tinko Weibezahl

In Deutschland herrscht Misstrauen zwi-
schen der Bundeswehr und zivilen entwick-
lungspolitischen Akteuren. Das ist zum ei-
nen historisch begründet: Nach dem Ende 
des Nationalsozialismus, der Überhöhung 
alles Militärischen und den schrecklichen 
im deutschen Namen verübten Verbrechen 
war eine positive Wahrnehmung deutscher 
militärischer Auslandseinsätze lange un-
möglich. Zudem wies der Kalte Krieg der 
Bundeswehr die ausschließliche Rolle der 
Landesverteidigung zu.

Andererseits war Sicherheitspolitik in 
der Entwicklungshilfe über viele Jahrzehnte 
kaum ein Thema. Es gab wenig Berührungs-
punkte zwischen militärischen Einsätzen 
und humanitärer oder technischer Hilfe. 
Dieses „nebeneinander statt miteinander“ 
hat sich zum Teil bis heute bewahrt. Es wird 
verstärkt durch Ressentiments auf beiden 
Seiten, die nicht erst im Einsatzland begin-
nen, sondern sich schon in den zuständigen 
Bundesministerien für Verteidigung und für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung abbilden. Man spricht sich nicht 
nur gegenseitig Kompetenzen ab, sondern 
die Ressorts konkurrieren auch um Bundes-
mittel. Aktuell zeigt das die politische Dis-
kussion um das NATO-Ziel, zwei Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes für Verteidigung 
auszugeben, gegenüber der UN-Verpflich-
tung, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens in Entwicklungshilfe zu investieren.

Die Bundeswehr unterliegt einer vor-
bildlichen demokratischen Kontrolle. Be-

fehls- und Kommandogewalt liegen bei der 
Politik. Die Regierung macht keine Politik 
für die Bundeswehr, sondern diese steht der 
Politik als Mittel zur Verfügung. Deutschland 
gestaltet seine Außen-, Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik auch mit Hilfe der Bundes-
wehr. Somit ist ein militärischer Einsatz nicht 
nur an die Zustimmung des Parlamentes 
gebunden, sondern muss auch in der Öffent-
lichkeit immer wieder neu begründet werden.

Internationale Verantwortung

Seit Ende des Kalten Krieges ist die Verant-
wortung Deutschlands im internationalen 
sicherheitspolitischen Geschäft gestiegen. 
Die wachsende Zahl von Flüchtlingen, ins-
besondere aus Afrika, der partielle Rückzug 
Amerikas als globale Interventionsmacht 
und das Gefühl einer gestiegenen Anzahl 
bewaffneter Konflikte bestimmen den öf-
fentlichen Diskurs. Aber auch rund zwei 
Jahrzehnte nach dem ersten Auslandsein-
satz der Bundeswehr scheint die Notwen-
digkeit einer neuen Rolle Deutschlands in 
der Weltpolitik noch nicht in der Gesell-
schaft angekommen zu sein.

Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen hatte sich schon kurz nach ihrem 
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Amtsantritt im Dezember 2013 für eine stär-
kere militärische Präsenz Deutschlands in 
Afrika ausgesprochen und diese vor allem 
mit altruistischen Motiven begründet: „Wir 
können nicht zur Seite schauen, wenn 
Mord und Vergewaltigung an der Tagesord-
nung sind, schon allein aus humanitären 
Gründen. In Zentralafrika entfaltet sich 
ein blutiger Krieg zwischen Christen und 
Muslimen. Wir können nicht zulassen, dass 
der Konflikt die ganze Region in Flammen 
setzt“, sagte sie in einem Interview. Fast 
zeitgleich sprachen sich auch der damalige 
Bundespräsident Joachim Gauck und Ex-
Außenminister Frank-Walter Steinmeier 
während der Münchner Sicherheitskonfe-
renz 2014 energisch für die Übernahme von 
mehr militärischer Verantwortung in Kri-
sengebieten aus.

Solche neuen Töne ernteten zwar das 
Lob der internationalen Partner, lösten aber 
im Inland gemischte Reaktionen aus. Aus 
Politik und Wissenschaft kamen positive 
Kommentare, doch die Mehrheit der Bevöl-
kerung lehnte weitere Bundeswehr-Einsätze 
ab. In einer Umfrage im Januar 2014 sagten 
45 Prozent der Befragten, Deutschland 
tue militärisch bereits zu viel, 30 Prozent 
hielten das Engagement für „genau richtig“. 
Zum Zeitpunkt der Befragung waren rund  
5 000 deutsche Soldaten im Auslandsein-
satz, die überwiegende Mehrheit in Afgha-
nistan. Derzeit sind es etwas mehr als 3 500.

Militärische Einsätze mit eigenen si-
cherheitspolitischen oder gar wirtschaftli-
chen Interessen zu begründen, kommt in 
Deutschland nicht gut an. Der frühere Bun-
despräsident Horst Köhler musste zurück-
treten, nachdem er auf dem Rückflug von 
einem Besuch in Afghanistan gesagt hatte, 
im Notfall sei auch „militärischer Einsatz 
notwendig, um unsere Interessen zu wah-
ren, zum Beispiel freie Handelswege“. Die-
se Aussage hatte bei seinen Kritikern einen 
Sturm der Entrüstung ausgelöst.

Krisen bedrohen Europa

Bürgerkriege und andere Krisen, etwa auf 
dem afrikanischen Kontinent, bedrohen 
indirekt in zunehmendem Maße die Si-
cherheit Europas: Flüchtlingsbewegungen 
führen zu illegaler Migration, staatsfreie 
Räume bieten Rückzugsgebiete für Terro-
rismus und organisierte Kriminalität. Der 
Schutz der natürlichen Ressourcen Afrikas 
und der Lebensgrundlagen der Menschen 

liegt ebenfalls im Eigeninteresse Europas. 
Lösungen für derartige mehrdimensionale 
Herausforderungen können sich nicht auf 
einzelne Maßnahmen beschränken und 
nicht in erster Linie militärischer Natur 
sein. Vielmehr müssen entwicklungspo-
litische, diplomatische und militärische 
Maßnahmen eng abgestimmt gebündelt 
zum Einsatz kommen.

Diese Erkenntnis hat sich in den ver-
gangenen zehn Jahren durchgesetzt und 
spiegelt sich zum Teil im Umgang mit inter-
nationalen Krisen wider. In Mali beispiels-
weise ergänzen entwicklungspolitische 
Maßnahmen die Ausbildungsmission der 
EU (EUTM Mali), an der deutsche Soldaten 
maßgeblich beteiligt sind (siehe hierzu auch 
den Beitrag von Julia Egleder, S. 39). Die UN-
Unterstützungsmission MINUSMA umfasst 
den gemeinsamen Einsatz von Soldaten, 
Polizisten und Zivilisten. Während die Bun-
deswehr einen Beitrag zur Stabilisierung 
des Landes und zum Kapazitätsaufbau der 
Streitkräfte leistet, fördern entwicklungspo-
litische Maßnahmen die staatlichen Struk-
turen bis hinunter auf die Gemeindeebene 
und tragen dazu bei, die Lebensperspekti-
ven für die Bevölkerung zu verbessern. Und 
in Berlin stimmen sich die zuständigen Mi-
nisterien kontinuierlich ab.

Die Rolle des Militärs im Rahmen 
einer modernen Sicherheitspolitik sollte 
nicht ausschließlich auf die Entsendung 
von Soldaten in Stabilisierungs- oder In-
terventionseinsätzen, also auf die militä-
rischen Fähigkeiten, beschränkt sein. Viel-
mehr sollten Expertise und Kontakte, die 
die Bundeswehr durch eine jahrzehntelange 
Zusammenarbeit mit Sicherheitskräften 
in Entwicklungsländern gesammelt hat, 
außen-, sicherheits- und entwicklungs-
politisch nutzbar gemacht werden. Dazu 
braucht es einen ressortübergreifenden 
Ansatz, in dem staatliche Handlungs- und 
Steuerungsinstrumente der Sicherheitspo-
litik verzahnt werden. Bestehende Trennli-
nien zwischen Bundeswehr und staatlichen 
sowie nichtstaatlichen Institutionen der 
Entwicklungshilfe müssen aufgebrochen 
und durch langfristige Zusammenarbeit er-
setzt werden.

Destabilisierende Sicherheitskräfte

In vielen Staaten Subsahara-Afrikas kommt 
der Sicherheitssektor seinen eigentlichen 
Aufgaben nicht nach. Das staatliche Ge-

waltmonopol kann nicht aufrechterhalten 
und Sicherheit nicht gewährleistet werden; 
dabei macht sich das Fehlen eines funkti-
onierenden demokratisch kontrollierten 
Gewaltmonopols schmerzlich bemerkbar. 
Die Bevölkerung nimmt Sicherheitskräfte 
oftmals nicht als stabilisierenden Faktor, 
sondern als Bedrohung wahr. Die Vergehen 
der bewaffneten Macht reichen – je nach 
Staat beziehungsweise Region – von Kor-
ruption über Plünderung, Einschränkung 
der Freiheit und Menschenrechte bis hin 
zum offenen Terror gegenüber den eigenen 
Landsleuten. Oftmals nutzen politische Eli-
ten die Sicherheitskräfte, um eigene persön-
liche oder politische Ziele zu erreichen. Das 
lähmt jede positive wirtschaftliche Entwick-
lung.

Entwicklungspolitische Zusammen-
arbeit mit solchen Sicherheitskräften kam 
über viele Jahre für deutsche Organisati-
onen kaum infrage. Allerdings kann Koo-
peration auf institutioneller Ebene durch-
aus geeignet sein, sowohl die Situation 
innerhalb der Sicherheitskräfte als auch 
das Verhältnis zur Bevölkerung deutlich zu 
verbessern – und zwar besonders, wenn die 
Zusammenarbeit nicht auf eine militärische 
Komponente beschränkt ist. Deshalb wer-
den seit Jahren sowohl von der Bundeswehr 
als auch von zivilen Organisationen Maß-
nahmen durchgeführt, die Reformen des Si-
cherheitssektors im jeweiligen Einsatzland 
aktiv unterstützen.

Die Instrumente reichen von juristi-
scher Beratung bei der Formulierung von 
Gesetzestexten zur Streitkräftereform über 
Trainings für Soldaten, Polizisten und Offi-
ziere zur Rolle der Sicherheitskräfte in einer 
Demokratie, zum Bild des Staatsbürgers in 
Uniform oder der Rolle von Frauen in Ar-
mee und Polizei bis hin zu Unterstützung 
bei Ausrüstung und Ausbildung. Hierbei 
arbeiten Bundeswehr, staatliche Entwick-
lungsorganisationen, politische Stiftungen 
und Nichtregierungsorganisationen erfolg-
reich Hand in Hand – zum Vorteil aller Be-
teiligten.
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Militär und Politik

Fehlende Gesamtstrategie

Die afrikanischen Staaten Burkina Faso, 
Niger, Mauretanien, Mali und der Tschad 
haben im vergangenen Jahr einen gemein-
samen Eingreifverband gebildet: die soge-
nannte G5-Sahel-Truppe. Doch in Mali sind 
schon andere Militärmissionen aktiv. Um 
Frieden und Stabilität in der Region zu schaf-
fen, ist eine Koordination der verschiedenen 
Akteure sowie eine Gesamtstrategie unbe-
dingt notwendig.

Von Julia Maria Egleder

Im November 2017 starteten die Soldaten 
der neuen G5-Sahel-Truppe ihre erste ge-
meinsame Operation „Haw Bi“, in der sie an 
den Grenzen Malis, Nigers und Burkina Fa-
sos patrouillierten. Die bis zu 5 000 Soldaten 
der G5-Truppe sollen in der schwer kontrol-
lierbaren Wüstenregion den sich ausbrei-
tenden islamistischen Terror bekämpfen 
und für Sicherheit sorgen.

Eigentlich ist die Einrichtung der neu-
en Mission eine gute Idee. In Mali und den 
Nachbarstaaten sind mehr als ein Dutzend 
verschiedene Islamistenorganisationen, 
darunter Al Qaida im islamischen Maghreb 
(AQIM) und Ansar Dine, aktiv. Die Übergän-
ge zwischen den Gruppen sind oft fließend. 
Im weiten Wüstengebiet der Sahara können 
sie unbehelligt agieren. Die Islamisten koo-
perieren häufig mit kriminellen Banden, die 
den Menschen- und Drogenhandel durch 
die Wüste organisieren.

Außerdem hatten vor fünf Jahren 
Kämpfer der Tuareg, ein Nomadenvolk aus 
dem Norden Malis, mit Hilfe der Islamisten 
große Teile Malis erobert. Französische 
Soldaten stoppten ihren Vormarsch auf 
die Hauptstadt Bamako. Jetzt gibt es einen 
brüchigen Friedensvertrag zwischen der 
malischen Regierung und den mächtigsten 
Tuareg-Gruppen. Doch viele dieser Gruppen 
zersplittern zusehends, Mitglieder schließen 
sich Terrorbanden an oder werden kriminell.

Um die vielfältigen militärischen He-
rausforderungen zu bewältigen, sind bereits 
mehrere internationale Akteure in der Regi-
on aktiv. Knapp 4000 französische Soldaten 
engagieren sich in der Anti-Terror-Mission 
„Barkhane“ mit Drohnen, Jagdflugzeugen, 

Helikoptern und Transportflugzeugen. Die 
G5-Truppe soll nun mit den Franzosen ko-
operieren. Doch ob die zwei Anti-Terror-
Missionen tatsächlich koordiniert vorgehen 
– und nur dann können sie erfolgreich sein 
– bleibt abzuwarten.

Die bisherigen Erfahrungen mit mi-
litärischer Kooperation in Mali machen 
skeptisch. Denn neben den Franzosen ist 
auch noch die UN mit ihrer Blauhelmmis-
sion „Minusma“ vor Ort. Diese besteht aus 
11 299 Polizisten und Soldaten aus 53 Län-
dern, die den Friedensvertrag zwischen 
der malischen Regierung und den aufstän-
dischen Tuareg-Gruppen überwachen, er-
neute Kampfhandlungen verhindern und 
Zivilisten schützen sollen. Auch circa 900 
Soldaten der Bundeswehr sind Teil der Mis-
sion. Sie sind im nordmalischen Gao haupt-
sächlich für die Aufklärung der Sicherheits-
lage zuständig.

Doch schon innerhalb der Minusma-
Mission funktioniert die Kommunikation 
zwischen den verschiedenen nationalen 
Truppen eher schlecht als recht. Die Aufklä-
rungsergebnisse der Bundeswehr kommen 
häufig mit langer zeitlicher Verzögerung 
oder gar nicht bei den Kampfverbänden im 
Feld an, die oft aus Bangladesch, China oder 
Burkina Faso stammen. Verständigungspro-
bleme und unterschiedliche Führungs- und 
Kommunikationssysteme sind Hauptgrün-
de dafür. Die deutschen Soldaten haben 

gemeinsam mit den Niederländern ein ei-
genes Feldlager, abgeschirmt von den an-
deren Nationen – obwohl alle Teil derselben 
UN-Friedensmission sind. Das zeigt: Schon 
innerhalb einer Militärmission fließen In-
formationen langsam und zäh, nationale 
Eigenheiten und Sicherheitsbestimmungen 
behindern oft ein koordiniertes Vorgehen.

Auch zwischen Minusma und Bark-
hane gibt es wenig Informationsaustausch, 
geschweige denn ein abgestimmtes oder 
gar gemeinsames Vorgehen. Teils ist das 
gewollt: Die Bundesregierung betont, nichts 
mit der Terrorbekämpfung zu tun zu ha-
ben. Einen Friedenseinsatz zum Schutz 
von Zivilisten wie bei Minusma akzeptiert 
die deutsche Bevölkerung eher als einen 
Kampfeinsatz, in dem deutsche Soldaten 
sterben könnten. Die Bevölkerung Ma-
lis ist zunehmend frustriert: Von Frieden 
merkt sie wenig. Tödliche Angriffe von Is-
lamisten auf Dörfer, Zwangsrekrutierungen 
und Schmiergeldzahlungen an illegalen 
Checkpoints ist für die Bewohner im unru-
higen Norden und zunehmend auch in der 
Mitte Malis Alltag. Ihre Wut steigt auch auf 
die internationalen Truppen, die nicht da 
sind, wenn sie gebraucht würden. Es spricht 
wenig dafür, dass sich das mit noch einem 
weiteren militärischen Akteur wie der G5-
Sahel-Truppe ändern wird.
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